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Niederschr i f t  
 
über die 11. Sitzung des Stadtrates am Donnerstag, den 27.11.2014, um 18:00 Uhr, 
im Sitzungssaal des Rathauses (1. Stock, Zi.Nr. 100), Urlasstr. 22. 
 

 
Anwesend: 

1. Bürgermeister 
Bisping, Benedikt  

2. Bürgermeister 
Maschler, Norbert ab 18.49 Uhr 

3. Bürgermeister 
Lang, Thomas  

Stadtratsmitglieder 
Deuerlein, Rainer  

Dienstbier, Adolf Volkmar  

Felßner, Günther ab 18.07 Uhr 

Mayer, Christian  

Meyer, Harald  

Ochs, Gerald  

Sopolidis, Nikos  

Weber, Manfred  

Auernheimer, Johannes  

Auernheimer, Jutta ab 18.53 Uhr 

Höpfel, Ruth  

Horlamus, Alexander  

Ittner, Frank  

Schweikert, Georg  

Wartha, Joachim  

Eryazici, Ahmet ab 18.10 Uhr 

Grand, Martin  

Kern, Hans  

Jackson, Mathias  

Platt, Christine  

Raile, Sabine  

Vogel, Erika  

Keller, Frank  

Pohl, Adolf  

Seitz, Martin Dr.  

Schmidt, Hans  

Tiedtke, Andreas Dr.  

Herrmann, Karl-Heinz  

Ortssprecher 
Eschrich, Hermann  

Hofmann, Dieter  

Ott, Sascha  

Ortssprecherin 
Loos, Carina  

Mortler, Astrid  

von der Verwaltung 
Ederer, Rainer  

Ferfers, Jürgen  

Hammerlindl, Bernhard  



11. Sitzung des Stadtrates vom 27.11.2014 Seite 2 von 44 

Krug, Björn  

Neidl, Elke  

Nürnberger, Annette  

Schulz, Antje  

Sgrai, Klaus  

Strauß, Michael zu TOP 3 

Taubmann, Udo  

Wallner, Benjamin  

Zwick, Uwe zu TOP 13 und 14 

Schriftführer 
Schönwald, Friederike  

 
 
Entschuldigt: 
 

 

 
Vorsitzender eröffnet die Sitzung und begrüßt die Damen und Herren des Stadtrates, die 
Zuhörer, Herrn Fischer von der Pegnitz-Zeitung und die Mitglieder der Verwaltung zur 11. 
Sitzung in diesem Jahr. Er gratuliert Frau Neidl zum heutigen Geburtstag. Die Einladung ist 
fristgerecht ergangen. Aufgrund eines technischen Fehlers wurde der Tagesordnungspunkt 
„Jahresanmeldung Städtebauförderung 2015 - Aktive Stadt- und Ortsteilzentren - nicht für 
die Tagesordnung angemeldet. Er bittet darum, diesen Punkt unter TOP 12 zu behandeln.  
Die Änderung der Satzung zur Regelung von Fragen des örtlichen Gemeindeverfassungs-
rechts - Festlegung von Entschädigungen für ehrenamtlich Beauftragte - wird in der Stadt-
ratssitzung im Dezember behandelt. Hierzu liegt bereits eine Empfehlung des Verwaltungs-, 
Finanz- und Personalausschusses vor. Die Vorschläge für die Bestimmung der Kuratori-
umsmitglieder werden unter TOP 7 inkludiert. Mit dem Inhalt der Tagesordnung besteht Ein-
verständnis. Das Gremium ist beschlussfähig.  
 
 

ÖFFENTLICH 
 
 
1 Genehmigung der öffentlichen Niederschrift der 10. Sitzung des Stadtrates vom 

23.10.2014 
 

Beschluss: 
 
Der Stadtrat beschließt: 
 
Die öffentliche Niederschrift der 10. Sitzung des Stadtrates vom 23.10.2014 wird genehmigt. 
 
 
Abstimmung: einstimmig beschlossen Ja: 28  Nein: 0   
 
 
 
2 Verabschiedung der Haushalte 2015 einschließlich Stellenplan der Stadt Lauf 

a.d. Pegnitz und der J.F. Barth'schen Stiftung sowie Beratung der mittelfristigen 
Finanz- und Investitionsplanung der Stadt Lauf a.d.Pegnitz für die Jahre 2014 - 
2018 

 
Frau Schulz trägt folgenden Bericht vor: 
 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
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der Haushalt 2015 wurde letzte Woche im Verwaltungsausschuss eingehend bera-
ten und liegt Ihnen heute zur Beschlussfassung vor. Die Beschlüsse, welche im 
Ausschuss gefasst wurden, sind eingearbeitet, die Änderungen und deren Auswir-
kungen wurden Anfang dieser Woche versandt. 
 
Die Arbeit innerhalb der Verwaltung in den letzten Monaten war wesentlich geprägt 
von Haushaltansätzen, Beratungen, Prüfungen, Kürzungen, Verhandlungen. Eins 
muss man generell sagen: Organisatorisch ist zwar die Finanzverwaltung zuständig 
für die Aufstellung des Haushaltsplanes, könnte dies aber nie ohne die Unterstüt-
zung vieler Kolleginnen und Kollegen anderer Fachbereiche zustande bringen. Die-
se, in diesem Jahr wieder sehr gute Zusammenarbeit ist sicher keine Selbstver-
ständlichkeit, deshalb an dieser Stelle einen herzlichen Dank an alle Kolleginnen 
und Kollegen aus der Verwaltung für die Unterstützung und die Geduld! 
 
Dies ist der erste Haushalt, welcher in Zusammenarbeit mit Vertretern des Stadtra-
tes, unseren Haushaltsreferenten aufgestellt wurde. Die anfängliche Skepsis war 
schnell verflogen- es hat sich gezeigt, dass wir alle im gleichen Boot sitzen und 
unser Ziel dasselbe ist- nämlich einen ausgeglichenen, den geltenden Rechtsnor-
men entsprechenden Haushalt vorzulegen! 
Auch hier einen herzlichen Dank an die Haushaltsreferenten für die gute und ver-
trauensvolle Zusammenarbeit!! 
 
Grundsätzlich muss man eines sagen: Alle Aufgaben der Stadt Lauf kosten Geld. 
Es ist nicht allein so, dass der Haushaltsplan die Aufgaben der Stadt bestimmt, es 
ist genau umgekehrt, dass die Aufgaben der Stadt und der Umfang ihrer Erfüllung 
den Haushaltsplan bestimmen. An erster Stelle stehen Pflichtaufgaben, die wahr-
genommen werden müssen, dann kommen die Sachen die wünschenswert sind- 
und am Ende hofft man, dass noch ein bissel übrig bleibt, um auch die Rücklage zu 
füllen. 
 
Nach dem Haushalt ist vor dem Haushalt - dieser Satz trifft dieses Jahr nur allzu 
gut zu. Denn eines haben die letzten Monate gezeigt- der städtische Haushalt wird 
durch steigende Ausgaben immer stärker belastet. So wird es unumgänglich sein, 
die Ausgaben im Auge zu behalten um gute und solide Grundlagen für die weiteren 
Haushaltsjahre zu schaffen. Denn eines muss klar sein- die Aufgaben der Stadt 
nehmen eher zu als ab und nur auf Bund und Land zu hoffen, wird auch nicht die 
Lösung für einen ausgeglichenen Haushalt  in den nächsten Jahren sein. 
 
So ganz ohne Zahlen möchte ich meine Ausführungen aber auch nicht stehen 
lassen: 
 
Als Erstes ein paar Worte zum Verwaltungshaushalt: 
 

- Das Haushaltsvolumen beträgt 56.699.305 EUR. Dieses steigt um 7,8 % im 
Vergleich zum Nachtrag 2014, die reinen Verwaltungsausgaben (Einzelplan 0-8) 
jedoch nur um 1,3 %. 
 
Die größten Ausgabepositionen sind: 
 

- Personalausgaben, diese liegen mit 15,47 Mio. EUR um 1,3 % über den Ansätzen 
des Vorjahres. Hier wurde eine Tariferhöhung von 2,4 % ab 01.03.15 und eine 
Steigerung der Pflegeversicherung von 0,3 % eingeplant. 

- Ausgaben für den sächlichen Verwaltungs- und Betriebsaufwand mit 14,9 Mio. 
EUR, durch eine pauschale Kürzung von 2,5 % wurden in diesen Gruppierungen 
Einsparungen von 230.000 EUR erzielt. 
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- Zuweisungen und Zuschüsse sind mit 4,186 Mio. EUR enthalten, hier befinden sich 
die Betriebskostenförderung nach dem BayKiBiG  und freiwillige Zuschüsse an 
Vereine und Verbände. 

- Weiterhin ist die Kreisumlage mit 13,822 Mio. EUR enthalten. 
 

Die meisten Bereiche im städtischen Verwaltungshaushalt sind nicht kostende-
ckend. Hier möchte ich nur die Wichtigsten nennen: 

 
- Der Schwerpunkt liegt auch in 2015 wieder auf dem Bereich Bildung,  Kinderbe-

treuung und Kultur. Insgesamt betragen die Kosten für die Kinderbetreuung (eigene 
und gemeinnützige Kindertagesstätten) 7,98 Mio., hier entsteht ein Zuschussbedarf 
von 4,16 Mio. Euro. Im Bereich der Schulen entstehen Ausgaben von 3,16 Mio. 
Euro, hier ist ein Zuschuss von 2,6 Mio. Euro notwendig. 

- Für unsere kulturellen Einrichtungen wie Bücherei und VHS inkl. Kulturhaus, 
Industriemuseum, Archiv und Freibad beträgt der städtische Zuschussbedarf rd. 2,1 
Mio. EUR. 

 
- Weiterhin ist für die Bewirtschaftung der Gemeindestraßen einschließlich Winter-

dienst, Reinigung und Beleuchtung ein Zuschussbedarf von 2 Mio. Euro notwendig. 
 
- der Stadtlinienverkehr mit einem Zuschussbedarf von 907.000 Euro eingestellt, die 

Feuerwehren mit 398.000 Euro und die Sportförderung mit einem Zuschussbedarf 
von rd. 334.000 Euro. 

 
- Gedeckt werden die Ausgaben im Verwaltungshaushalt hauptsächlich durch 

Gebühren, Beiträge, Steuern und allgemeine Zuweisungen. Haupteinnahmequelle 
sind die Steuereinnahmen, diese betragen 35,3 Mio. EUR, davon entfallen: 

 
- 15,5 Mio. EUR auf die Gewerbesteuer. Geplant war im ursprünglichen Haushalts-

entwurf  eine Erhöhung des Gewerbesteuerhebesatzes von 330 auf 350, dies wur-
de durch mehrheitlichen Beschluss des Verwaltungsausschusses abgelehnt. 

- Für die Grundsteuer wurden 2,9 Mio. EUR eingestellt. Die eingeplante Hebesatzer-
höhung von 310 auf 350 ergibt Mehreinnahmen von 280.000 EUR.  

- Der Haushaltsplanentwurf sieht eine Anhebung des Hundesteuersatzes auf 65 
EUR ab dem 01.01.2015 vor. Die Mehreinnahmen aus der Erhöhung betragen rd. 
18.000 EUR, in den Haushalt wurden 78.000 EUR eingeplant. 

- Einnahmen aus der Einkommensteuer wurden mit 15,58 Mio. EUR eingeplant. 
 

Die Ergebnisse der Steuerschätzung vom 04.-06. November gehen in den nächs-
ten Jahren von jährlichen Steigerungen bei den gemeindlichen Steuereinnahmen 
von rd. 3,7 % aus. In der Finanzplanung wurden jährliche Steigerungsraten von rd. 
3 % zugrunde gelegt, also eher vorsichtig geschätzt. 

 
- Der Haushalt sieht weiterhin eine Erhöhung der Kindertagesstättengebühren, eine 

Erhöhung der Musikschulgebühren, der Parkgebühren, Freibadgebühren, Feuer-
wehrersatzleistungen und Mehreinnahmen in der Bücherei aus Literaturtagen und 
Mahngebühren vor. Die Mehreinnahmen aus diesen Gebührenerhöhungen betra-
gen   rd. 490.000 EUR, die Gesamteinnahmen auf Gebühren und Beiträgen betra-
gen rd. 8,6 Mio. EUR. 

- Weiterhin wurden 1,7 Mio. EUR Gewinnablieferung der Städtischen Werke einge-
plant. 

 
- Insgesamt erwirtschaftetet der Verwaltungshaushalt somit eine Zuführung 

i.H.v. 4,43 Mio. EUR, dies entspricht einer Zuführungsquote von rd. 22 %.  
 
Das Gesamtvolumen des Vermögenshaushaltes beträgt 10.872,290 EUR. Auch 
hier lief die Haushaltsplanaufstellung heuer anders: Erstmalig wurde vor Erstellung 
des Haushaltsentwurfes zusammen mit unseren Haushaltsreferenten eine Gesamt-
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liste aller in den nächsten Jahren anstehenden Investitionen erarbeitet. Jede ein-
zelne Investition wurde anhand Qualitätskriterien bewertet, priorisiert und dann kri-
tisch auf Notwendigkeit und Dringlichkeit beurteilt. Die dann endgültig in den Haus-
halt 2015 eingestellten Investitionen betragen 9,98 Mio. EUR 
 

 Die größten Investitionsmaßnahmen sind: 
- Die Sanierung der Kunigundenschule mit 3,7 Mio. EUR.  
- Im Bereich der Abwasserbeseitigung sind insgesamt 1.291.500 EUR eingeplant, für 

weitere Planungen im Bauhofbereich stehen 100.000 EUR zur Verfügung. 
- weiterhin 785.000 EUR für die Restfinanzierung der beschlossenen Sanierungs- 

und Neubaumaßnahmen der freien Träger 
- Im Bereich der Straßenbaumaßnahmen sind 640.000 EUR eingeplant, die größte 

Ausgabeposition ist hierbei der jährliche Ansatz von 240.000 EUR für Deckensanie-
rungen zur Erhaltung der Substanz 

- weitere 325.000 stehen EUR für die Umstellung der Straßenbeleuchtung zur 
Verfügung. 

- Für die Breitbandversorgung stehen 580.000 EUR im Haushalt 2015 zur Verfü-
gung, dem gegenüber stehen Einnahmen von 330.000 EUR. 

- für die Beschaffung von Feuerwehrfahrzeugen wurden 190.000 EUR eingeplant 
 

Im Ursprungsentwurf standen 580 EUR für die Betonsanierung im Parkhaus Herr-
mannstraße und 50.500 EUR  für die Sanierung der Hausmeisterwohnung im Frei-
bad zur Verfügung, diese wurden nach den Beratungen im Verwaltungsausschuss 
um 1 Jahr verschoben. 
 

Finanziert wird der Vermögenshaushalt über: 
 
- Über die Zuführung vom VerwHH i.H.v. 4,43 Mio. EUR 
- Und über eine Darlehensaufnahme i.H.v. 4,39 Mio. EUR. 
 

Im Jahr 2015 ist keine Entnahme oder Zuführung aus der allgemeinen Rücklage 
vorgesehen, diese beträgt zum 31.12.2014 voraussichtlich rd. 749.000 EUR, die 
Mindestrücklage ist vorhanden. 

 
Zu Lasten künftiger Haushaltsjahre sind 8,16 Mio. EUR Verpflichtungsermächti-
gungen vorgesehen, und zwar für die Sanierung der Kunigundenschule und den 
Breitbandausbau. 

 
Der Schuldenstand beträgt zum 31.12.2015 voraussichtlich 23,3 Mio. EUR, die 
Neuverschuldung wird in 2015 voraussichtlich 3,5 Mio. EUR betragen. Um die 
Zinsbelastungen aus den Darlehensaufnahmen so gering wie möglich zu halten, 
wird die Verwaltung genau prüfen, welche günstigen Alternativen möglich sind. Ein 
Teil der Darlehen kann voraussichtlich über den Energiekredit Kommunal Bayern 
zu einem Zinssatz von 0 % finanziert werden. 
 
Wie in der Finanzplanung erkennbar, wird auch in den künftigen Jahren der Investi-
tionsschwerpunkt im Bereich der Schulsanierungen liegen. Ob und wie sich die 
Finanzierung dieses gewaltigen Investitionspakets darstellt, wird einerseits von der 
Einnahmeentwicklung, andererseits aber auch davon abhängen, wie sich die Aus-
gaben weiter entwickeln. Hier gilt es auch in Zukunft, eine gute Balance zwischen 
dem Notwendigen und dem Wünschenswerten zu finden. 
 
Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit und stehe im Anschluss für Fragen gern 
zur Verfügung. 
 
 
Vorsitzender dankt Frau Schulz für die Ausführungen und schließt an: 
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„Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
wir leben in einer interessanten und spannenden politischen Phase“, so OB Maly, Städte-
tagspräsident. 
Weltweit erleben wir es über die Nachrichten und auch in Deutschland passiert bei näherer 
Betrachtung mehr, als man auf den ersten Blick zu sehen scheint. 
Ich verwende häufig das Wort dynamisch, es passt ganz gut.  
Ja in der Tat ist viel Bewegung im Spiel, auch in Lauf.  
 
Auch in unserem Lauf, viele meinen, besonders auch in unserer Stadt. 
Die traditionellen, alljährlichen Haushaltsreden dienen zur Standortbestimmung und den 
Blick nach vorne, zur Reflexion, Kritik und politischen Diskurs. 
 
Meine Damen und Herren,  
ich habe unmittelbar nach der Feststellung der Ergebnisse der Kommunalwahl alle politi-
schen Kräfte im Laufer Rathaus eingeladen, sich am Wettbewerb um die besten Ideen aktiv 
einzubringen. So lebt Demokratie und nur so werden wir unserem Auftrag gerecht, die bes-
ten Lösungen für die Bürgerinnen und Bürger zu erarbeiten. Das ist unser Auftrag. 
 
Ich möchte Ihnen danken, dass Sie sich im ersten halben Jahr der neuen Amtszeit bislang 
so aktiv eingebracht haben. Dies ist ein Gewinn für Lauf! 
 
Die vergangene Verwaltungsausschuss-Sitzung, aber ebenso auch die Bauausschuss-
Sitzung waren gute Bespiele. Ebenso auch beispielsweise die neuen Arbeitsgruppen Senio-
renheim und Kommunal-Finanzen mit den Referenten aus allen politischen Kräften haben 
nicht nur viel Zeit investiert, sondern schon jetzt auch wertvolle Arbeit geleistet und vor allem 
eines: Sie haben vertrauensvoll zusammen gearbeitet. Ich darf Ihnen vergewissern, dass 
andere Kommunen dies sehr interessiert verfolgen und wir hier sicher neue Akzente setzen. 
 
Endlich ist somit ein lang ersehnter Wunsch in Erfüllung gegangen. So breit und fachlich 
intensiv ist dieses Werk zumindest in den vergangenen sieben Jahren wohl noch nie von den 
Stadträten selbst auf Herz und Lungenfunktion gecheckt worden. 
 
Unsere Stadt lebt und atmet. Auch finanziell.  
 
Aber: Die äußeren Bedingungen haben sich leider nicht verbessert, im Gegenteil: 
Ich meine nun gar nicht einmal nur die reduzierten Gewerbesteuerzahlungen, sondern die 
politischen Rahmenbedingungen, mit denen die Kommunen insgesamt und auch Lauf heute 
schon und immer mehr in den nächsten Jahren Herausforderungen zu schultern haben. 
 
Die Haushaltsziele in Bund und Land, bis 2020 ausgeglichene Haushalte zu erzielen, gehen 
zumindest derzeit voll zu Lasten der Kommunen. 
 
Wir erhalten neue Aufgabe übertragen, ohne dass dafür der adäquate Ausgleich gewährleis-
tet wird. Auch unser Haushalt ist millionenschwer belastet.  
 
Dazu kommt noch, dass wir eine Vorfinanzierung für staatliche Zuwendungen zu leisten ha-
be. Alleine in drei Jahren macht dies eine Summe von 6 Millionen Euro aus, so eine grobe 
Schätzung. Wo gibt es dies sonst, dass man sich für die Ausbezahlung von Geldern so lange 
Zeit lässt? Und noch dazu: Wir dürfen dies noch nicht einmal in Form einer Jahresabgren-
zung in der jetzigen Haushaltsform darstellen. 
Die größte – wenn Sie so wollen „Zwangsabgabe“, auf die wir keinen direkten Gestaltungs-
einfluss als Stadt haben, ist die Kreisumlage, samt inkludierter Bezirksumlage.  
Ich möchte das System nicht in Frage stellen, aber es muss erlaubt sein, zu hinterfragen, 
warum wir zur Kasse gebeten werden, wenn bis heute z.B. beim Bundesteilhabegesetz statt 
versprochenen 5 Mrd. Euro bei den Kommunen nun nur eine Vorab-Milliarde gezahlt wird 
und diese dann z.B. in Bayern noch nicht einmal an die zuständigen Bezirke direkt ausbe-
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zahlt werden, sondern diese über die Bezirksumlage bei den Kommunen über den Weg der 
Landkreise zu holen ist. 
 
Ganz aktuell dazu eine Bitte: Es wäre eine große Hilfe, auch für Lauf konkret, wenn die CSU 
in Lauf erfolgreich auf die CSU im Bezirk von Mittelfranken einwirkt, dass diese auf die Pläne 
der Anhebung der Bezirksumlage verzichten. Liebe CSU – Fraktion, meine Unterstützung 
biete ich an. Fahren wir dazu nach Ansbach und sprechen wir mit MdL Dünkel, Bezirkstags-
präsident Bartsch oder auch Bezirksrat Eckstein hier vor Ort. Hier geht es um viel Geld und 
es macht nur bedingt Freude, sich hier die Köpfe heiß zu reden, während woanders die Wei-
chen in die falsche Richtung gestellt werden. 
  
Genauso ähnlich läuft es leider auch in anderen Bereichen: Bildung, Pflege, Nachmittagsbe-
treuung, Breitband, Barrierefreiheit, Inklusion, Asylarbeit und nun bald auch im Bereich me-
dizinische Versorgung vor Ort.  
Es gehört leider dazu, dies konkret beim Namen zu nennen, da diese Einflüsse größer sind, 
als es gut ist und es ist Aufgabe, dies dann auch den Lauferinnen und Laufern zu erklären, 
wenn Berlin und München Steuersenkungen, Rentenverbesserungen, Kinderkrippen und 
Breitband für alle versprechen, die Kommunen aber einzuspringen haben und nun Erhöhun-
gen verkaufen. 
 
Meine Damen und Herren, wenn die Einkommenssteueranteile, die für die Kommunen ge-
dacht sind, für die Kreis- und Bezirkstätigkeiten drauf gehen, 
Gebühren und Beiträge nur zweckgebunden eingesetzt werden dürfen und nennenswert nur 
Gewerbesteuereinnahmen in den Städten mehr als schon immer stark schwankende Ein-
nahmen den Regelbetrieb und (!) die Investitionen sichern sollen, dann klappt dies nicht. 
 
Wenn in den Finanzverhandlungen fast nur noch über Zuschüsse, Stabilisierungspakte von 
Kommunen und Schlüsselzuweisungen (also eigentlich auch nur Notausgleichszahlungen) 
gesprochen wird und die Regelsystematik unter den Tisch fällt, dann ist klar, dass dies für 
die meisten Städte und Gemeinden nicht gut gehen kann!  
 
Was machen wir aber mit diesen Erkenntnissen?  
Natürlich das Beste und vor allem unsere eigene Hausaufgaben! 
Keiner kann es auch so gut, wie wir. 
So selbstbewusst sind wir vor Ort. Zu recht. 
Wir genießen hohes Vertrauen in der Bevölkerung und die Detailkenntnisse vor Ort.  
Weil dies so ist, ist der Haushalt in dieser Form erstellt. 
 
Wir wissen, dass wir mehr Geld für die steigenden Aufgaben und Investitionen der Investiti-
onsrückstaus der vergangenen Jahrzehnte brauchen. Die neue Prioritätenliste zeigt und ana-
lysiert dies präzise und exakt. 100 Millionen Euro. 
Wir wissen, dass wir nur mit Einnahmeverbesserungen, Strukturanpassungen, Einsparungen 
und Verzicht sowie mit Unterstützung der Regierungen die Herausforderungen schultern 
können.  
 
Deswegen beinhaltet der Haushaltsentwurf auch Erhöhungen von Beiträgen, Gebühren und 
Steuern. Darüber freut sich niemand. 
Aber: Dafür werden die Leistungen der Stadt auf hohem Niveau nicht nur gesichert, sondern 
auch garantiert: 
 
Auf allen kommunalen Säulen: 
 
1. Kommunale Daseinsvorsorge und Dienstleistungen 
2. Bildung & Kultur 
3. Nachhaltige Stadt- und Ortsentwicklung  
4. Kommunale Infrastruktur 
 
Wir werden die Ortsteile an die zentrale Kläranlage mit modernen Leitungen erschließen. 
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Wir werden die Kunigundenschulsanierungs- und ausbauprogramme durchführen und - in 
einem Atemzuge -. 
Ja, ich will auch die Grundlagen für die ebenso anstehende und unumstrittene Generalsanie-
rung samt Ausbauprogramm für die Bertleinschule und das Bauhof-Projekt weiter vorwärts 
bringen. 
Dazu werden wir auch mit dem Elternbeirat der Bertleinschule sprechen. 
 
All die aktuell anstehenden Investitionen und die künftigen sind nötig, von der Sache und 
ebenso auch, um nicht zurückzufallen. 
 
Ganz klar und eindeutig: Dies wird nicht ohne fremdes Geld gehen. In Zeiten niedriger Zin-
sen ist dies mehr als schlüssig, aber herausfordernd zugleich, da jede neue Schuldenauf-
nahme die Zukunft belastet.  
Umgekehrt sind aber nicht durchgeführte Investitionen auch eine Belastung für die Zukunft 
und die nachfolgenden Generationen.  
Wir machen dies, wie zahlreiche andere Kommune und übrigens der Landkreis auch. 
 
Der Städtetag nennt einen Investitionsrückstau bundesweit von 118 Mrd. Euro und erklärt, 
dass dies von Jahr zu Jahr mehr wird, wenn diese weiter in nennenswertem Maße nicht da-
gegen gesteuert wird.  
 
Es freut mich zu hören, dass das Problem zwischenzeitlich in Berlin und München erkannt 
wurde. So wird ganz aktuell über eine neue Unterstützung der Kommunen nicht nur für Asyl, 
Sozial, sondern insbesondere für Investitionen vor Ort gehandelt. Der Soli, nach 25 Jahren, 
mit einem Volumen von 18 Mrd. Euro, wird hier in die Diskussion gebracht! Respekt. 
 
Wenn wir nun im neuen Jahr mit der AG Haushalt und allen Stadträtinnen und Stadträten 
strukturiert gut weiter kommen, sich die Investitionen der Laufer Unternehmen neue, weitere 
Renditen durch Steigerungen von Gewerbesteuerzahlungen bringen, Lauf weiter nachhaltig 
wächst und mit neuen Unterstützungen seitens der Regierung zu rechnen ist, dann sind wir 
auf einem guten, planbaren Weg. 
 
Aktuell liegen wir nun bei ca. 15,1 Mio. Euro, somit nun bald bei 1 Mio. Euro über dem neuen 
Ansatz. Längst haben noch nicht alle Betriebe schlussbilanziert.  
Somit steigt die Rücklage zum Jahresende! 
 
Natürlich und da mache ich keinen Hehl daraus: 
Wir haben aber weiter daran konsequent zu arbeiten und dann auch weiter mutig Beschlüs-
se umsetzen. Erklären wir diese aber bitte auch, wenn wir es erarbeitet und ausgemacht 
haben, den Bürgern. Ich habe damit auf den Bürgerversammlungen bereits gestartet und ich 
bitte alle Stadträte, den Bürgerdialog ebenso durchzuführen.  
 
Erklären wir dann bitte gerne, liebe SPD, die Anpassung der KiTa-Gebühren an den Durch-
schnitt der Freien Träger und die Kostengleichstellung in vielen Stundenbuchungsbereichen 
nach dem Gutschein von jetzt 100 Euro nahezu keine Mehrkosten verursacht, ja sogar es 
teils günstiger kommt.  
 
…und Bildungsgerechtigkeit innerhalb unserer Stadt überhaupt erst dadurch unterstützt wird, 
da sich die Sätze zwischen den freien Trägern und der Stadt Lauf endlich dadurch annähern 
können. Ich denke dabei auch an die Vergütungen des KiTa-Personals. 
  
Wenn die KiTa-Gebührenanpassung ungerecht sein soll, was ist dies dann in anderen Städ-
ten wie z.B. in Nürnberg? 
Es gibt keine Hinweise, dass sich bei geringeren Gebühren die Buchungszahlen reduzieren! 
 
Übrigens: Wir werden die Elternbeiräte einladen und mit ihnen sprechen. 
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Die Erklärungen, dass nur Bürger betroffen sind, ist grundfalsch. Grundsteuer und Gebühren 
z.B. für Abwasser betreffen Unternehmen ebenso und Bildungskosten indirekt natürlich 
auch.  
Zudem – und hier liegt der Unterschied – tragen die Unternehmen auch über Ihre geschaffe-
nen Arbeitsplätze zur Finanzierung der Kommune mit bei! 
 
Erklären wir dann bitte auch, dass Feuerwehrfahrzeuge als Pflichtaufgaben eben nahezu nur 
über nicht zweckgebundene Einnahmen, sprich Steuern, getragen werden können. 
Erklären wir dann bitte auch, dass wir die Unternehmen ganz bewusst nicht mit einer Ge-
werbesteuer belasten wollen, solange nicht alle anderen Maßnahmen ausgeschöpft sind, 
damit Sie investieren und vor allem weitere Arbeitsplätze schaffen können. 
 
Erklären wir auch das Thema Rücklage: 
Rücklagen und die Investitionen von über 70 Mio. Euro in den letzten Jahren: 
: 
Die Rücklage wurde von 4 Mio. Euro auf über 10 Mio. Euro aufgebaut und Altschulden ab-
bezahlt sowie verbleibende, freie Bayerngrund-Schulden getilgt und restliche seriös in den 
offiziellen Haushalt überführt. 
 
Ja, unsere Rücklage ist nun das sanierte Parkhaus mit 2 Millionen Euro! 
Ja, unsere Rücklagen sind die millionenschweren Unterstützungen Freier Träger und Verei-
ne.  
Ja, unsere Rücklagen sind die neu gebauten Kinderkrippen mit Ihrem qualifizierten Personal! 
Ja, unsere Rücklagen sind die neuen Brücken, das neue Wohngebiet Vogelhof, das Gewer-
begebiet. 
Ja, unsere Rücklage sind die Dorferneuerung in Simonshofen sowie die Edelstahlschwimm-
becken im Freibad. 
Die Musikschule ist eine bedeutende Zukunftsinvestition! 
 
Ja, wir haben in den letzten Jahren und in den nächsten Jahren nicht nur eine neue Stadtbü-
cherei zu finanzieren, sondern auch das erweiterte Industriemuseum.  
 
Das gehört uns und wir haben die Dorfschulen in Kirchröttenbach, Heuchling, Schönberg 
und somit auch Ottensoos gesichert! 
 
Ja, und wir haben so viel für die Vereine, Kultur und nachhaltige Entwicklung investiert. Des-
halb bin ich dagegen, dass die Freiwilligen Regelleistungen für Vereine gekürzt werden! 
 
Das ist viel und vor allem viel Gutes für unsere Bürgerinnen und Bürger! 
 
Also Fazit:  
 
Ich habe nicht das Motto:  
 
„Ich habe zwar keine Lösung, bewundere aber das Problem.“ 
 
Sondern: 
 
„Die Zukunft liegt in der Arbeit an Problemlösungen und einer erfolgreichen Umsetzung.“ 
 
Packen wir es an und stärken auch die Menschen, die daran arbeiten. 
 
Daher zum Schluss eine große Lanze für die städtischen Beschäftigen! 
Sie sind es, die den Haushalt dann inhaltlich mit Leben erfüllen, die Umsetzer, die Kümmerer 
sind! 
 
Somit danke ich nicht nur Frau Wamser und Frau Schulz mit dem Team der Kämmerei, son-
dern allen im Haus und in unseren Einrichtungen! 
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Es ist gut, dass Sie so breites Verständnis für die Leistung der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter haben und wir alle wissen, was uns das Team wert ist. 
 
Ich bitte Sie um Zustimmung des Haushaltes, damit wir weiter den Aufgaben gerecht wer-
den. Unsere Stadt hat es verdient. 
 
Dankeschön!“ 
 
 
Herr Stadtrat Mayer spricht für die CSU-Fraktion: 
 
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister Bisping, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
bereits 2010 hat die CSU, damals in der vermeindlichen „Oppositionsrolle“ davor gewarnt, 
dass der Stadt Lauf irgendwann für die sorglose und auf politische Selbstdarstellung ausge-
legte Ausgabenpolitik die Rechnung präsentiert wird. Spätestens jetzt ist es soweit.  
 
Dabei liegt es nicht an den Einnahmen, die zwar zurückgegangen sind, aber immer noch auf 
einem hohen Niveau liegen.  
 
Nein, die Stadt Lauf hat Fett angesetzt, das es jetzt gilt wieder abzutrainieren um fit für die 
Zukunft zu werden. Wie bei jeder Diät gilt es dabei darauf zu achten, nicht schnell in alte 
Verhaltensmuster zurückzufallen und Jojo-Effekte zu generieren. 
 
Positiv zu vermerken ist hierbei, dass diese Erkenntnis jetzt in allen Fraktionen im Laufer 
Stadtrat angekommen ist und diesem Umstand durch die in dieser Legislaturperiode neu 
geschaffene Institution der Finanzreferenten Rechnung getragen wurde. Erstmals hat so der 
Stadtrat selbst im Vorfeld den Haushaltsentwurf in allen Punkten maßgeblich mitgestaltet 
und gemeinsam Einsparpotentiale ermittelt. Dabei stand die sachliche Diskussion und nicht 
politische Tabus im Vordergrund.  
 
Das gilt zumindest für die Haushaltsreferenten und diejenigen die bereit sind in den zustän-
digen Gremien wie dem Verwaltungsausschuss offen zu diskutieren. Eine unrühmliche Aus-
nahme bilden diejenigen, die meinen während der Sitzung nichts beitragen zu müssen und 
stattdessen auf „facebook“ polemische Kommentare posten, die auch wenn das wirklich 
schwer ist, selbst das Bildzeitungsniveau unterbieten.  
 
Trotz dieses kleinen „Aufregers“ war das Ergebnis der Haushaltssitzung hoch interessant. 
Die sich ergebende Mehrheit war so nicht geplant und durchaus überraschend. Dies ist aber 
auch als Beweis dafür anzuführen, dass dieser Haushalt eben tatsächlich offen und auf 
sachlicher Basis diskutiert wurde. Dass er jetzt nicht die Zustimmung von Allen findet, aus 
welchen Gründen auch immer, finde ich nicht schlimm. Demokratie beruht auf dem Grund-
satz der Mehrheit nicht der Gleichmacherei. 
 
Und letztlich sind es ja nur Einzelpunkte die den ein oder anderen dazu bewegen dem 
Haushalt nicht zuzustimmen. Die gemeinsame Erarbeitung des großen Ganzen bleibt beste-
hen. 
 
Trotzdem und um eventuellen Legendenbildungen vorzubeugen: 
Die Ablehnung der SPD mit der Begründung der Herausnahme der Gewerbesteuererhöhung 
ist vor dem Hintergrund der zwei Tage zuvor durch die SPD im KIJU Ausschuss abgelehnten 
Erhöhung der Kindergartengebühren, die ja auch Bestandteil des Gesamthaushaltes sind, 
ein wenig scheinheilig, stößt bei mir aus politischer Sicht aber durchaus auf Verständnis.  
 
Zum angesprochenen Thema Gewerbesteuer: 
Die CSU hat sich dem Verwaltungsvorschlag als Diskussionsgrundlage nicht von vornherein 
verschlossen. Aber am Ende einer Diskussion muss auch eine Entscheidung gefällt werden. 
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Die CSU betrachtet dieses Thema als zu sensibel als dass man es ohne weiteres durchwin-
ken könnte. Die Höhe der Gewerbesteuer ist ein wichtiger Standortfaktor und keine jederzeit 
veränderbare Stellschraube. Vor allem große Unternehmen haben die Möglichkeit durch 
Steuerungsmaßnahmen die Gewerbesteuerzahlungen zumindest teilweise an andere 
Standorte umzuleiten, so dass bei jeder Erhöhung die große Gefahr besteht, dass am Ende 
unter dem Strich trotz höherem Satz ein geringerer Betrag in die Kasse gespült wird. Dies 
kann sich vor allem langfristig verehrend auswirken. 
 
Zudem haben viele Laufer Unternehmen in den letzten Jahren stark in den Standort Lauf 
investiert und haben auf die bisher verlässlichen Rahmenbedingungen vertraut.  
Zusammengefasst ist für die CSU dieser Einnahmeposten, der im Übrigen einer der wich-
tigsten im Haushalt ist und die Einnahmen aus dem Einkommensteueranteil übertrifft zu be-
deutend um damit zu experimentieren. 
 
Auch dürfte allen klar sein, dass der Haushalt 2015 nur der erste Schritt für ein Gesun-
dungsprogramm der Stadt Lauf sein kann. Nach dem Haushalt ist vor dem Haushalt muss 
das Motto sein.  
 
Die Stadt Lauf wird sich in den nächsten Jahren auf ihre Kernaufgaben konzentrieren müs-
sen. Alleine die Sanierung der Kunigundenschule kostet uns nach Abzug der Fördermittel 
rund 12 Mio. EUR.  
 
Da bleibt kein Spielraum mehr für Träumereien von einem Pegnitz-Stadtstrand und weiteren 
hübschen Utopien. Auch brauchen wir keine Quartiersmanager, die uns erzählen was wir 
noch alles an Geld ausgeben können, das wir nicht haben. 
 
Weiter gilt es die Stadt darauf abzuklopfen, ob der Bürger wirklich mit jeder staatlichen Leis-
tung zwangsbeglückt werden muss.  
Im Laufe der Zeit haben wir immer mehr Aufgaben an uns gezogen, die Einzelnen betrachtet 
sicherlich sinnvoll, aber in der Gesamtheit eben nicht mehr finanzierbar sind.  
 
Wenn wir in den Haushaltsberatungen immer wieder die steigenden Personalausgaben kriti-
sieren dann ist dies auch vor diesem Hintergrund und in der Gesamtheit zu betrachten. Wir 
sind keinesfalls der Ansicht, dass die Mitarbeiter der Stadt Däumchen drehend herumsitzen 
und nichts zu tun haben, ganz im Gegenteil, wissen wir doch, dass es an manchen Stellen 
sogar ziemlich zwickt. Deshalb liegt der Ansatz bei den Personalkosten darin, die Aufga-
benbreite auf Notwendigkeit zu durchforsten. 
 
Ein weiterer Hebel ist das Thema E-Governance, das in den Verwaltungen im Gegensatz 
zur Wirtschaft noch sehr stiefmütterlich behandelt wird um Einspar- bzw. Produktivitätspoten-
tiale zu heben. 
 
Dazu muss auch der Stadtrat klare Signale senden was wir wollen und was nicht. Die in den 
letzten Jahren eingekehrte Taktik – Eigentlich wollen wir das nicht, aber die Verwaltung soll 
mal einen Vorschlag unterbreiten den wir dann ablehnen können – bindet unnötig Kapazitä-
ten und führt letztendlich auch zu Frust in der Verwaltung für die sinnlos vergeudete Arbeits-
zeit. 
 
Die CSU wird auch vorschlagen den Haushalt transparenter zu gestalten, beispielsweise 
durch die Ausgliederung der Abwasserentsorgung in einen Städtischen Eigenbetrieb. 
Da in diesem Bereich die Stadt alle Ausgaben lediglich langfristig vorfinanziert und über Ka-
nalgebühren und Beiträge wieder zurückbekommt, ist eine Entflechtung von den anderen 
Einnahmen und Ausgaben mehr als sinnvoll. Viele andere Kommunen sind diesen Weg be-
reits erfolgreich gegangen.  
 
Von unserem Bürgermeister erwarten wir, dass er sich zukünftig auf solche Management-
aufgaben konzentriert, statt permanent in München auf irgendwelchen Gremienveranstaltun-
gen neue Geldausgabemöglichkeiten zu erkunden. 
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Noch ist es nicht zu spät die Weichen für die Zukunft zu stellen. Wir sind überzeugt davon, 
dass die Laufer Bevölkerung dafür Verständnis zeigt, dass die Zeit der Geschenke vorbei ist 
und nicht mehr alles kostenlos angeboten werden kann.  
 
Dies alles würde im Übrigen ganz anders aussehen, wenn Bayern keine 5 Mrd. EUR in den 
Länderfinanzausgleich zahlen müsste. Der rechnerische Anteil der Stadt Lauf hieran beläuft 
sich auf sage und schreibe ca. 10 Mio. EUR.  
Was könnte man damit in Lauf alles machen… 
Zum Schluss bedanke ich mich im Namen der CSU Fraktion bei allen die an der Aufstellung 
des Haushaltes beteiligt waren. Da sind ausdrücklich auch diejenigen mit eingeschlossen die 
sich heute nicht entschließen können dem Haushalt mitzutragen, aber an ihm konstruktiv 
mitgearbeitet haben. 
 
Der besondere Dank gilt den Haushaltsreferenten und da – das werden Sie mir zugestehen- 
natürlich ganz besonders unserem Haushaltsreferenten Gerald Ochs, der und ich glaube das 
wird niemand bestreiten, ein unermüdlicher Motor des Haushaltsprozesses war, ist und blei-
ben wird. 
 
Zuletzt gilt der Dank der Verwaltung, die sich auf einen innovativen Prozess einlassen muss-
te, was nach unserem Eindruck aber sehr positiv aufgenommen wurde. Der größte Dank 
dabei gebührt den mittlerweile 1 ½ Personen der Kämmerei in Gestalt von Frau Schulz, der 
wir an dieser Stelle schon alles Gute wünschen für die neue persönliche Herausforderung. 
Vor allem viel Langeweile und den Drang möglichst schnell wieder an ihren Arbeitsplatz in 
der Stadt Lauf zurückzukehren. 
 
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit !“ 
 
 
Herr Stadtrat Grand spricht für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen: 
 
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister Bisping, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
ich möchte mit einem Dank beginnen an die Frau Wamser und ihr von hier aus weiterhin 
gute Genesung wünschen. Vielen Dank auch an die Frau Schulz, dass sie die anstrengende 
Sitzung im Verwaltungsausschuss so gut gemeistert hat. 
Vielen Dank ebenfalls an alle Haushaltsreferenten, die seit diesem Sommer im Amt sind und 
sehr fleißig gearbeitet haben. In vielen Vorberatungen und Gesprächen haben sie zu einem 
Konsens gefunden und einen ersten Haushaltsentwurf entwickelt. Das war Premiere in die-
sem Jahr und hat sich sehr gut bewährt. 
Seit Ende 2013 ist der Haushalt stärker in den Focus geraten. Bis dahin war die Welt noch in 
Ordnung. Die Einnahmen stiegen, die Schulden sind gesunken und Investitionen waren kein 
Problem. 2014 hat man in Verhandlungen versucht den Haushalt durch Einsparungen und 
Investitionskürzungen zu verbessern. Doch der plötzliche Rückgang der Gewerbesteuerein-
nahmen um fast 5 Mio. hat das Ergebnis gründlich verändert. Die Investitionen wurden in 
das nächste Jahr verschoben und die Rücklage aufgebraucht. Eine schwierige Ausgangsla-
ge für das Jahr 2015. So hat man sich auf Vorgaben geeinigt, dass die Verschuldung nicht 
über 25 Millionen steigen darf und die Zuführung vom Verwaltungshaushalt an den Vermö-
genshaushalt sollte 35% der bereinigten Steuereinnahmen betragen. Zwei ambitionierte Zie-
le, die im vorliegenden Haushaltsentwurf auch zum Teil erreicht wurden. Der Schuldenstand 
wird mit 23,3 Mio. unter der gesteckten Grenze bleiben. Die Zuführung erreicht mit 4,43 Mio. 
einen respektablen Wert, erreicht aber nicht die gewünschten 35 % und resultiert im Wesent-
lichen aus höheren Einnahmen. Und damit sind wir auch schon beim Knackpunkt dieses 
Haushalts. 
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Höhere Einnahmen klingen gut, sind aber mit höheren Abgaben, Gebühren und Steuern für 
die Laufer Bürger verbunden. Warum wir das dennoch für gerechtfertigt halten, kann ich ger-
ne begründen. 
In den letzten 6 Jahren sind 77 Mio. in unsere Stadt investiert worden. Vor allem in die Infra-
struktur, das sind Straßen, Radwege, Hochwasserschutz, Energiewende. Ich erinnere an 
unseren Beschluss 100% - erneuerbare Energie Kommune zu werden. Um nur ein paar Bei-
spiele zu nennen.  
Ein großer Schwerpunkt war außerdem die Bildung. Heute finden alle Eltern, die einen Kita-
platz brauchen, eine passende Einrichtung. Und das mit einem hohen Qualitätsstandart, das 
heißt mit einem besseren Betreuungsschlüssel. Die Schulen bieten von der Mittags- Nach-
mittags- Ganztags-Betreuung bis hin zu gebundenen Ganztagesklassen, das volle Pro-
gramm. Die Musikschule hat mit einem eigenen Gebäude eröffnet und bietet hervorragende 
Unterrichts- und Vortragsräume. Das Glockengießer Altenheim ist in ein neues, modernes 
Haus umgezogen und die Kunigundenschule wird generalsaniert und feiert demnächst Richt-
fest. Ich kann auch noch Kultur, Sport und Vereinsförderung aufzählen, die mit bekannt ho-
hen, freiwilligen Leistungen unterstützt werden. 
Und das ist es, was die Laufer Bürger wünschen und von ihrer Stadt erwarten. Sie bezahlen 
Steuern und Gebühren, damit die Stadt daraus etwas macht. Und das ist geschehen und 
wird weitergeführt. Aus diesen Gründen wächst die Stadt Lauf an Einwohnern und die Unter-
nehmen sind überdurchschnittlich zufrieden mit diesen Standortfaktoren. 
Deshalb finden wir eine moderate Anhebung der Benutzungsgebühren für gerechtfertigt. 
Auch die Anhebung der Grundsteuerhebesätze ist sehr maßvoll und bewegt sich jetzt grade 
mal auf dem Niveau des Landesdurchschnitts. Wir hätten auch eine Anhebung der Gewer-
besteuer befürwortet, um eine gleichmäßige Verteilung der Lasten zu erreichen. Auch hier 
liegen wir nämlich unter dem vergleichbaren Landesdurchschnitt. Ich glaube nicht, dass ein 
Laufer Unternehmen abwandert, nur weil der Gewerbesteuerhebesatz um 20 Punkte ange-
hoben wird. Wenn man sich die Standortumfrage der IHK genauer anschaut, die vor kurzem 
veröffentlicht wurde, so ist der Laufer Mittelstand überdurchschnittlich zufrieden. Das gilt 
auch für die Bewertung der Steuern und Abgaben. Was vor allem gebraucht wird, sind gerin-
ge Energiekosten, Gewerbeflächen, Bürokratieabbau und Breitbandinfrastruktur. Letzteres 
wird ja gerade diskutiert und ist nach wie vor im Haushalt enthalten. 
Wie sind nun die Zahlen für das nächste Jahr zu beurteilen? Der Gesamthaushalt ist seit 
vielen Jahren erstmals geringer ausgefallen. Die Verwaltung hat mit den Referenten eine 
Reduzierung im Stellenplan erreicht und eine Kürzung der Sachkosten um 2,5%. Die Investi-
tionen konzentrieren sich auf das Wichtigste und das sind die Schulen und Kindertagesstät-
ten, der Straßenbau und öffentliche Einrichtungen. Allerdings ist eine Neuverschuldung von 
3,5 Mio. nicht zu vermeiden. Sie dient als Neuinvestition für die Kunigundenschule. Die 
Schule ist 50 Jahre alt und wird für die nächsten 30 Jahre wieder fit gemacht. Das ist nicht 
einfach mit Erspartem zu bezahlen. Das weiß jeder, der schon mal eine Wohnung oder ein 
Haus kaufen wollte. 
Deshalb steht für uns die Generalsanierung der Kunigundenschule nicht zur Disposition. Es 
wird ja nicht nur das Gebäude modernisiert, sondern die Schule wird in die Lage versetzt, 
einen gebundenen Ganztagsunterricht anzubieten. Das stellt eine Schulform der Zukunft dar, 
wie schon der Schulrat Herr Schnabel in der entscheidenden Sitzung betont hat. Auch die 
Bertleinschule sollten wir nicht aus den Augen verlieren, auch wenn uns dies vor finanzielle 
Herausforderungen stellt. Außerdem werden wir uns weiterhin für das Thema Stadtentwick-
lung in Lauf Links und Lauf Mitte einsetzen. 
Damit das möglich wird, schauen wir uns die mittelfristige Finanzplanung an und in diesem 
Zusammenhang die Stellungnahmen der staatlichen Rechnungsprüfungsstellen am Landrat-
samt, die regelmäßig unseren städtischen Haushalt prüfen und kommentieren. 
Jeder kann sie nachlesen und es steht nicht nur drin, dass die Pro-Kopf-Verschuldung ange-
stiegen ist. Mit schöner Regelmäßigkeit wird eine „Verbesserung des Kostendeckungsgra-
des“ angemahnt. Eine schöne Formulierung für Gebührenerhöhungen. Außerdem wird fest-
gestellt, dass die Realsteuersätze in Lauf alle unter den Landesdurchschnittswerten liegen. 
Die Grundsätze der Einnahmebeschaffung sollten also beachtet werden. Stattdessen ver-
zichtet der Stadtrat großzügig auf Straßenausbaubeiträge.  
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Wir haben die dringend notwendige Sanierung des Parkhauses Hermannstraße verschoben, 
nur um die Gewerbesteuer nicht zu erhöhen. Ich gehe davon aus, dass wir uns in einem Jahr 
wieder darüber unterhalten werden. 
Trotzdem halte ich es für notwendig, an dem gesteckten Ziel der 25 Mio. Schuldenhöchst-
grenze festzuhalten. Das macht es notwendig alle Investitionen der nächsten Jahre zu über-
denken und gegebenenfalls auch zeitlich zu strecken. Unser Ziel soll es außerdem sein, die 
Rücklagen wieder aufzustocken. Wie wichtig sie sein können, haben wir in diesem Jahr er-
lebt, als die Gewerbesteuerzahlungen gesunken sind. 
Schließen möchte ich mit Winfried Kretschmann, der erst vor kurzem gesagt hat: Nur wer 
selber Kompromisse macht, kann sie auch von anderen erwarten. 
In diesem Sinne wünschen wir der Stadt Lauf eine weiterhin positive Entwicklung! Wir stim-
men dem vorgeschlagenen Haushalt 2015, sowie der mittelfristigen Finanzplanung zu.  
Vielen Dank!“ 
 
 
Herr Stadtrat Auernheimer spricht für die SPD-Fraktion: 
 
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister,  
liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 
werte Vertreterinnen und Vertreter der Verwaltung,  
liebe Bürgerinnen und Bürger,  
werter Herr Fischer von der Pegnitzzeitung, 
 
der diesjährige Haushalt liegt uns nach intensiver Vorberatung nun zur Verabschiedung vor. 
 
An dieser Stelle möchte ich mich im Namen unserer Fraktion bereits vor meinen Ausführun-
gen ganz herzlich bei vielen Menschen in unserer Stadt bedanken:  
 
Beginnen will ich dieses Jahr bei Frau Schulz, die heuer den städtischen Haushalt unter be-
sonderen, erschwerten Bedingungen aufstellen musste, dem gesamten Team der Kämme-
rei, sowie all unseren angestellten in der Verwaltung und in den städtischen Einrichtungen. 
Durch Ihre tägliche Arbeit für die Bürgerinnen und Bürger, geben Sie unserer Kommune ein 
Gesicht, und unserer Überzeugung nach ein sehr freundliches, offenes und engagiertes. 
Vielen Dank dafür. 
 
Ich will unseren Betrieben in der Stadt Lauf ein großes Dank aussprechen. Nicht nur wegen 
den heute im Vordergrund stehenden Gewerbesteuereinnahmen, sondern auch, weil sie an 
den guten Wirtschaftsstandort glauben, weiterhin investieren und so wertvolle Arbeitsplätze 
vor Ort halten. Auch für Ihr soziales Engagement über den eigentlichen wirtschaftlichen Be-
trieb für Schulen, Kindergärten und Initiativen möchte ich mich ausdrücklich im Namen der 
ganzen Fraktion bedanken.  
 
Auch den Bürgerinnen und Bürgern will ich ein großes Dankeschön aussprechen: für direkte 
Steuerzahlungen an die Kommune, für Ihre Arbeit in den ansässigen Unternehmen und so-
mit ebenfalls für ihr Mitwirken an den Gewerbesteuereinnahmen der Stadt, für ihr Engage-
ment in unseren zahlreichen Vereinen, ohne das die Stadt viel ärmer wäre und für Vieles 
mehr, das ich jetzt an dieser Stelle nicht aufzählen kann, denn das würde den Umfang mei-
ner Rede wohl sprengen. 
 
Weiterhin will ich mich auch bei den fünf Finanzreferenten bedanken, die sich seitens der 
Politik intensivst mit dem Haushalt der Stadt Lauf seit dieser Legislaturperiode befassen. An 
dieser Stelle ein ausdrückliches Lob an die politischen Opponenten, die den fruchtbaren 
Vorschlag der Finanzreferenten eingebracht haben. Die heutige Diskussion zeigt wie wichtig 
es ist, dass wir uns intensiver mit den Finanzen der Stadt beschäftigen und dass große Her-
ausforderungen auf uns zu kommen. Bereits dieser Haushalt ist geprägt von den Herausfor-
derungen und der damit verbundenen intensiven Vorarbeit der Referenten.  
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Leider konnte sich im Verwaltungsausschuss keine Mehrheit für den Haushaltsentwurf fin-
den, der von der Verwaltung samt Bürgermeister und Finanzreferenten erarbeitet und vorge-
schlagen wurde. Es ist schon bemerkenswert, dass der Bürgermeister smat regierender 
Fraktionen gegen den Verwaltungsvorschlag gestimmt haben. Dieser Vorschlag beinhaltete 
zwar bereits harte Kürzungen im Sozialen sowie eine starke zusätzliche Belastung für Bürge-
rinnen für Bürger, hatte aber ebenso eine Gewerbesteuererhöhung mit vorgesehen. „Richtig 
gehört“ – der eigentliche Vorschlag des Bürgermeisters beinhaltete die Gewerbesteuererhö-
hung, nur ist er offensichtlich gegenüber der FW und CSU eingeknickt, um eine Mehrheit für 
den Haushalt zu sichern. Diesem vorbesprochenen sowie von den Referenten mit den Frak-
tionen abgestimmten Gesamtpaket haben wir im Verwaltungsausschuss als einzige Fraktion 
zugestimmt. Schon etwas bizarr, dass gerade die SPD, die weder einen Bürgermeister stellt 
noch eine vermeintliche „Gestaltungsmehrheit“ für sich behauptet, die einzige Partei ist, die 
sich an Absprachen hält und nicht gegen den gemeinsam erarbeiteten Verwaltungsvorschlag 
stimmt.  
Wir Sozialdemokraten sind uns unserer Verantwortung bewusst, egal ob mit oder ohne Bür-
germeisteramt, egal ob in einer Gestaltungsmehrheit oder nicht.  
 
Soviel vorab, jetzt aber in medias res: 
 
Ich will im Folgenden hauptsächlich auf die folgenden Punkte eingehen: 

1. Die steigenden Anforderungen an die Kommune und die Struktur des Haushalts 
2. Die damit zusammenhängende zusätzliche Belastung der Bürger sowie 
3. Die unsoziale und ungleiche Lastenverteilung im Haushalt 2015. 
4. Schließen werde ich dann mit den  Schlussfolgerungen für unsere Fraktion 

 
1. Steigende Anforderungen an die Kommune und die Struktur des Haushaltes 
 
Lauf hat viel zu bieten, dafür sind wir dankbar, davon leben wir aber auch, denn unsere Stadt 
ist attraktiv für Bürger sowie für Unternehmen. Diesen Status-Quo zu halten bzw. ihn sogar 
zu verbessern, dabei aber trotzdem die Kosten und den Haushalt im Blick zu behalten wird 
die politische Kernaufgabe der kommenden Jahre sein.  
 
Konkrete Beispiele für die gestiegenen Anforderungen will ich an dieser Stelle gerne mit an-
führen: 
 
Wir als Kommune sind verantwortlich für die Gebäude unserer Grund- sowie Mittelschulen. 
Die Generalsanierung der Kunigundenschule konnte zum Glück unter Dach und Fach ge-
bracht werden und die angedrohte Herausnahme der Kosten aus dem Haushalt und der da-
mit verbundene Stopp der Generalsanierung ist damit wohl eher unter der Kategorie „Säbel-
rasseln“ der Laufer CSU abzuhaken.  
 
 
Ich will an dieser Stelle erwähnen, dass wir als SPD mehr als unzufrieden darüber sind, dass 
wir die Sanierung Bertleinschule und damit ein weiteres Projekt in Lauf links hinten anstellen. 
Aus dem aktuellen Haushaltsentwurf bzw. der mittelfristigen Finanzplanung sind die Gene-
ralsanierung der Bertleinschule, ja sogar die Planungskosten hierfür komplett gestrichen 
worden. Das ist ein verheerendes Zeichen für die Schule und den gesamten Stadtteil Lauf 
Links. Uns ist ein Lippenbekenntnis des Bürgermeisters, dass die Bertleinschule nicht ver-
gessen werden soll, zu wenig. Wir als SPD fordern konkrete Beschlüsse! Ich will an dieser 
Stelle keine Neiddebatte entfachen, aber von einer ausgewogenen Stadtplanung zu spre-
chen, wenn die Großprojekte der letzten Jahre wie Neubau der Musikschule, die Stadtbüche-
rei, das neue Altenheim, jetzt die Generalsanierung der Kunigundenschule alle im Stadtteil 
Rechts der Pegnitz stattfinden, ist blanker Hohn für die Bürger Links der Pegnitz.  
Wobei ich mich an dieser Stelle - mit einem leicht sarkastischem Unterton - verbessern 
muss: Es gab ein Großprojekt Lauf Links – das für die Bürger neu geschaffene Erholungs-
gebiet Namens Lauf Süd1, Lauf Süd 2 sowie das geplante und dann doch im Wahlkampf 
vom Bürgermeister gestoppte Industriegebiet Lauf Süd 3.  
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Zurück aber zu den gewachsenen Anforderungen an unsere Kommune:  
 
Neben Schulgebäuden ist die Stadt Lauf im Besitz von immer mehr Gebäuden, die sowohl 
bewirtschaftet als auch unterhalten werden müssen. Das wohl beste Beispiel hierfür sind 
unsere Kinderkrippen, die wir in den letzten Jahren gebaut haben. Diese Entscheidungen 
zum Bau waren alle richtig und wichtig, für unseren Standort, für die Familien und für die 
Unternehmen, die möglichst schnell Ihre Fachkräfte wieder zurück im Job haben wollen – 
aber das kostet eben. Nicht nur einmalig beim Bau, sondern eben auch dauerhaft durch Un-
terhalt sowie Personalkosten.  Gleiches gilt für den Betrieb der Ganztagesklassen im Grund- 
sowie Mittelschulbereich. Wir sind der Meinung: Das ist unsere Aufgabe und wir werden dem 
gerecht, selbst wenn es was kostet. 
 
Weitere Gebäude stehen vor der Sanierung: Am Parkhaus in der Hermannstraße steht ein 
Sanierungsdarf von 580 t€ aus, der aus dem Haushalt 2015 in den HH 2016 aufgeschoben 
worden ist. Gleiches gilt für die Umsiedlung des städtischen Bauhofs. Die Mitarbeiter warten 
seit Langem auf die Umsiedlung. Ein neuer Bauhof würde so viel effektiver und damit kos-
tengünstiger arbeiten können. Ebenso wird die sachgerechte Aufbewahrung unserer wertvol-
len Sammlungsgegenstände im Archiv aufgeschoben. Beide Punkte hat die SPD bereits bei 
der letzten Haushaltsdebatte angemahnt und wird das in Zukunft auch weiterhin tun, wenn 
sich in dem Bereich nichts tut. 
Wir dürfen bei all den aufgeschobenen Entscheidungen aber nicht vergessen: Aufgeschoben 
ist nicht aufgehoben und umso länger man mit einer Sanierung bzw. Erneuerung wartet, des-
to größer werden Schäden und die damit verbunden Kosten der Sanierung.   
 
Neben unseren Pflichtaufgaben, wie z.B. der Abwasserbeseitigung mit den Kläranlagen, den 
Friedhöfen, dem Bauhof und unseren Feuerwehren leisten wir uns in Lauf natürlich noch 
weitere freiwillige Aufgaben, die unsere Stadt aber erst zu dem machen, was sie ist: Eine 
vielseitige Stadt, in der man gerne als junger Mensch sowie als Erwachsener, egal ob mit 
oder ohne Familie und als alternder Mensch lebt. Was wäre Lauf ohne das Freibad, ohne die 
Bücherei, ohne das Museum, das Archiv, die Musikschule und und und.  
Wir sind der Auffassung, dass eine Kreisstadt wie Lauf Einrichtungen wie diese braucht und 
wollen deshalb deren Erhalt langfristig auf sichere Beine stellen.  
 
Aber all dies muss natürlich Gegenfinanziert werden. Über das WIE diskutieren wir heute. 
Für uns als sozialdemokratische Partei ist klar: Die Belastungen dürfen nicht einseitig sein, 
sondern müssen in einer solidarischen Gesellschaft von allen getragen werden, vor allem 
aber von denen, die es sich leisten können und nicht nur von denen, die sowieso schon je-
den Cent in der Tasche umdrehen müssen.  
 
2. Zusätzliche Belastungen für den Bürger 
 
Fangen wir an bei dem Lieblingsthema der SPD: Den Kindergartengebühren.  
Es ist richtig, dass seit 2006 die Kindergartengebühren nicht mehr angepasst worden sind, 
obwohl wir inzwischen einen deutlich besseren Personalschlüssel fahren und die Personal-
kosten jedes Jahr kontinuierlich gestiegen sind. Im vergangen Kinder- Jugend- und Senio-
renausschuss wurde eine Erhöhung der Gebühren von „moderaten“ 35 – 38% gegen die 
Stimmen der SPD beschlossen. Unser Vorschlag eine zweistufige Gebührenanpassung 
durchzuführen, fand leider keine Mehrheit. Wir befürchten, dass bei einer sofortigen, so star-
ken Anhebung der Gebühren die Eltern die gebuchte Stundenanzahl verringern werden oder 
ihre Kinder sogar komplett zuhause lassen. Dadurch werden die Einnahmen durch Gebüh-
ren geringer bleiben als im Haushalt kalkuliert, die Personalkosten bleiben aber konstant und 
in Folge der geringeren Gesamtstundenzahl werden sich zudem die Zuschusszahlungen für 
den Betrieb der KiTas negativ entwickeln. Somit ist die starke Anhebung der Gebühr weder 
sozial noch wirtschaftlich sinnvoll und sollte unserer Meinung nach zweistufig und wirklich 
moderat angepasst werden. Die erste Erhöhung bereits jetzt, die nächste nach weiteren zwei 
Jahren. Es ist nicht zumutbar, dass die Eltern der Kinder, die zufällig jetzt in die KiTas kom-
men, die Versäumnisse der vergangen Jahre nun auf einmal tragen müssen. 
 



11. Sitzung des Stadtrates vom 27.11.2014 Seite 17 von 44 

Ganz abgesehen davon sind Kinderkrippen und Kindergärten für uns aber mehr als mög-
lichst kostenneutrale Betreuungseinrichtungen. Sie sind Bildungseinrichtungen! Nicht nur 
soziale Kompetenzen, sondern auch sprachliche werden von klein auf vermittelt. Auch unse-
re Schulen kosten uns jährlich viel Geld. Würden wir deswegen auf die Idee kommen ein 
Schulgeld einzuführen? Ich denke bzw. hoffe nicht! Für uns Sozis ist klar: Bildungseinrich-
tungen müssen möglichst niedrigschwellig zugänglich sein, nicht jede Familie in Lauf zählt zu 
den von der CSU so oft zitierten wohlhabenden „Doppelverdienern“ die sich die Gebühren 
ohne weiteres leisten können. Es gibt auch Familien in Lauf, für die eine Erhöhung der Ge-
bühren eine starke finanzielle Belastung darstellt. Und wie sich das auf den lokalen Konsum 
und volkswirtschaftlich auswirkt, hat der Kollege Tiedtke ja in diesem Gremium bereits des 
Öfteren dargelegt.  
 
Selbige negative Belastung des privaten Geldbeutels gilt für die Anhebung der Grundsteuer 
B, welche Hausbesitzer sowie in Konsequenz Mieterinnen und Mieter in Lauf gleich hart trifft, 
und das bei ohnehin schon sehr hohen Miet- und Wohnkosten in Lauf.  
Wenn wir schon beim Thema Wohnkosten sind: die Abwassergebühren werden von 2,00 € 
pro Kubikmeter zum 1.1.15 auf 2,40 € angehoben, später durch die 100% Umlegung der 
Kosten der Zentralisierung der Kläranlagen auf die Gebühren auf bis zu 2,70 € steigen.  
Leider fand sich bei diesem Thema auch keine Mehrheit im Bauausschuss für den Kompro-
missvorschlag die Lasten zu 50% durch Gebühren und zu 50% durch Beiträge zu decken. 
Wir sind der Meinung, dass das sozialer gewesen wäre.  
 
Ohne dass in einem Gremium jemals darüber gesprochen wurde, greift dieser Haushalts-
entwurf eine Gebührenerhöhung beim Freibad sowie bei der Musikschule vorweg. Wir sind 
der Meinung, dass diese Punkte vor der Haushaltsdebatte erst im verantwortlichen Aus-
schuss diskutiert und dann in einen Haushaltsentwurf geschrieben werden sollten und nicht 
andersherum.  
 
3. Unsoziale und ungleiche Lastenverteilung  
 
Die IHK-Standortumfrage für Mittelfranken beweist, dass Lauf nicht nur ein guter, sondern 
nach den Schulnoten der Umfrage sogar mit der Note von 2,2 der beste Standort aus Sicht 
der Unternehmen in Mittelfranken ist. Ich habe mir die Umfrage näher angesehen und will 
folgende Punkte an dieser Stelle mit in die Diskussion werfen: 
 
Alle befragten Unternehmen, egal an welchem Standort, fordern unisono und unabhängig 
der dortigen Hebesätze geringere Steuern und Abgaben.  
Konkretes Beispiel: Lauf hat bisher einen Gewerbesteuerhebesatz von 330% und eine 
Grundsteuer B von 310 % bei einer Zufriedenheitsnote von 3,1.  
Herzogenaurach hat im Vergleich dazu einen geringeren Hebesatz von nur 320 % Gewerbe-
steuern, und nur einen Grundsteuersatz von nur 280%, jedoch eine Zufriedenheitsnote bei 
Abgaben und Steuern von lediglich 3,7.  
Weitere Beispiele könnte man zitieren, will ich mir an dieser Stelle aber sparen. Was durch 
die Umfrage definitiv festzustellen ist: Es besteht kein Zusammenhang zwischen Hebesätzen 
und der Zufriedenheit bei den Abgaben und Steuern. Unternehmen an Standorten mit hohen 
Hebesätzen sind nicht weniger (messbar) zufrieden als anders herum. 
Harte Standortfaktoren sind natürlich mit entscheidend für ein Unternehmen, aber eben nicht 
ausschließlich. Weiche Standortfaktoren werden - vor allem im regelrechten Kampf um 
Fachkräfte - immer bedeutender. Es ist nicht mehr alleine ausschlaggebend, wie hoch die 
Steuern und Grundstückspreise vor Ort sind, sondern (und das besonders für die bereits 
bestehenden Betriebe) ob man gute Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für den Standort be-
geistern und halten kann. Entscheidungsfaktoren wie die Qualität der Schulen, der KiTas, 
der Kultur- und Freizeiteinrichtungen spielen eine große Rolle, die den Unternehmen zu Gute 
kommen und die wir als Kommune maßgeblich beeinflussen können, wenn nicht sogar müs-
sen, wenn wir weiterhin ein attraktiver Standort für Unternehmen sein wollen. Aus der Um-
frage geht dies auch deutlich hervor: Der Bedeutung von Steuern und Abgaben wird von den 
Laufer Unternehmen eine Schulnote von 1,9 zugeschrieben, die der Lebensqualität sogar 
eine 1,7.  
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Wir als Kommune investieren für unsere Unternehmen: z.B. in Hochwasserschutz, damit 
unsere Betriebe auf sicherem Grund stehen. Wir stellen den Unternehmen preiswertes Bau-
land in neu geschaffenen Industriegebieten zur Verfügung, ein grüner Bürgermeister lässt 
dafür sogar ganze Wälder abholzen und wir müssen in Folge dessen Lärmschutzwälle bau-
en, alles aus dem allgemeinen städtischen Haushalt, weil uns unser Gewerbe eben wichtig 
ist.  
 
Im Zuge dessen ist es nach unserer Auffassung nur fair, wenn auch die Unternehmen ihren 
Anteil an den gewachsenen Aufgaben der Kommune tragen. Wir sind uns bewusst, dass 
Gewerbesteuererhöhungen keine Begeisterung bei Unternehmen hervorrufen. Ebenso rufen 
Steuer- und Gebührenerhöhungen bei Privatpersonen keine Freudenstürme aus.  
 
Mit den Unternehmen ist in Form der IHK im Vorfeld gesprochen worden. Hat man das mit 
den Bürgern im Zusammenhang mit den zusätzlichen Belastungen auch gemacht?  
 
Die Unternehmen können eine Drohkulisse des Wegzugs aufbauen. Diese Macht haben die 
Bürger scheinbar nicht, bzw. der Bürgermeister samt Grüner Fraktion sowie CSU haben an-
scheinend keine Angst vor der Macht der Bürger; die nächsten Wahlen stehen ja erst wieder 
in etwas mehr als fünf Jahren an und bis dahin wurde sicherlich vergessen sein, wie einseitig 
man die Bürger im diesjährigen Haushalt belastet hat.  
 
Auch die Freien Wähler machen es sich an dieser Stelle zu einfach und werden der Verant-
wortung, welche sie durch die Wahlen zugetragen bekommen haben, nicht gerecht: Einfach 
nur pauschal „nein“ zu Steuererhöhungen zu sagen, ohne konkrete Gegenfinanzierungsvor-
schläge zu präsentieren ist zu plump und wird hoffentlich vom Wähler durchschaut.  
 
Wir sind der Meinung, dass eine Anhebung der Gewerbesteuer unumgänglich ist. Die CSU 
hat ja bereits angedeutet, dass Ihre Entscheidung gegen die Erhöhung der Gewerbesteuer 
nicht in Stein gemeißelt sei. Diese Bemerkung hilft zwar für den diesjährigen Haushalt nichts, 
da anscheinend der Druck auf die Mandatsträger in diesem Jahr noch zu groß ist, sie zeigt 
jedoch, dass zumindest ein Anfang zu einer vernünftige Einsicht gemacht ist, dass es ohne 
Gewerbesteuererhöhungen nicht gehen wird und dies auch schon in Reihen der CSU disku-
tiert wird. Wir sind auf das Abstimmungsverhalten in den kommenden Jahren gespannt.  
 
Und selbst wenn es scheinbar nicht hier her passt: Die SPD ist noch die zugesagte Rück-
meldung der empfangenen Spenden im Wahlkampf schuldig: Es waren sage und schreibe 0 
€. Unser Wahlkampf hat sich ausschließlich mit den Mandatsträgerabgaben von uns Stadträ-
ten finanziert. Eine Aufschlüsselung der Ausgaben folgt ebenso demnächst. Wir hoffen, dass 
die anderen Parteien hier im Stadtrat sowie der Bürgermeister ebenso nachziehen und ma-
ximale Transparenz an den Tag legen werden. Wenn die Freien Wählen von „ideologie-
freien“ Entscheidungen sprechen (auch wenn ich das ab und an bei Herrn Tiedtkes wirt-
schaftspolitischen Statements in Frage stelle), so kann die SPD von sich behaupten unab-
hängig und „finanzierungsfrei“ an Grundsatzentscheidungen wie einen Haushalt gehen zu 
können.  
 
4. Schlussfolgerungen 
 
Für zukünftige Haushaltsberatungen bzw. ganz generell wünschen wir uns eine stärkere 
Einbindung der Betroffenen, d.h. eine intensivere Kommunikation zwischen Verwaltung und 
den Betroffenen: z.B. mit einer Stadtbücherei, einem Museum, einem Archiv oder auch dem 
Jugendrat.  
Der Jugendrat hätte sich im Übrigen mit Sicherheit eigenverantwortlich stark im Budget re-
duzieren können, wenn ihm die finanzielle Situation dargelegt und er darum gebeten worden 
wäre, ganz abgesehen davon, dass der Jugendrat die letzten Jahre mehr als verantwortlich 
und sparsam mit seinem Budget umgegangen ist. Aber man lässt auch an dieser Stelle die 
Betroffenen lieber außen vor und bestimmt von oben herab, dass man das Budget von 
25000 € auf 5000 € kürzt. Jugendpolitik geht anders!  
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Und noch ein weiteres Beispiel für die fehlende Einbindung der Betroffenen: 
Hat man den Vereinen offengelegt, dass mit dem Baseballplatz mal wieder nur eine Maß-
nahme des TV 1877 finanziert werden konnte und ab sofort der Haushaltsposten für die au-
ßerordentlichen Investitionskostenzuschüsse, auf den die anderen Vereine gerne zugreifen 
würden, wieder eingefroren wird? Auch hier fehlte die Kommunikation vorab, die man 
scheinbar einzig und alleine mit der Wirtschaft geführt hat.  
 
Diesem städtischen Haushalt für 2015 sowie der mittelfristigen Finanzplanung werden wir 
aus den dargelegten Gründen nicht zustimmen können. Der Haushaltsentwurf ist unserer 
Meinung nach unsozial, nicht solidarisch und belastet einseitig die Bürgerinnen und Bürger, 
ohne die Unternehmen mit in die Verantwortung zu nehmen. 
Der mittelfristigen Finanzplanung können wir nicht zustimmen, da der Ortsteil Lauf links, im 
Konkreten die Sanierung der Bertleinschule, fehlt und wir nicht bis nach 2018 damit warten 
wollen.  
 
In Konsequenz dessen fordern wir hiermit folgende Punkte zur Abstimmung in der heutigen 
Sitzung vor der Beschlussfassung der Haushalte zu stellen: 
1. Eine moderate Anhebung der Gewerbesteuern von 330% auf 340% 
2. Eine Aussetzung der hohen 35-38%igen Anhebung der KiTa-Gebühren. Stattdessen for-

dern wir eine zweistufige Anhebung der Gebühren und die dementsprechende Anpassung 
der Haushaltsposten im diesjährigen Haushalt. 

3. Die Planungskosten für die Generalsanierung der Bertleinschule ich Höhe von 500 t€ in 
die mittelfristige Finanzplanung im Jahr 2016 mit aufzunehmen. 

 
Die Punkte 2 und 3 werden durch den Punkt 1 gegenfinanziert.  
 
Sollten diese drei Punkte positiv beschieden werden, wird die SPD mehrheitlich den Haus-
halt sowie die mittelfristige Finanzplanung mittragen können. 
 
Dem Haushalt der Glockengießer-Spital-Stiftung werden wir zustimmen, auch wenn wir gro-
ßen Handlungsbedarf in den kommenden Jahren sehen. Es wird keine leichte Aufgabe sein 
die Stiftung und das Altenheim nachhaltig auf sichere Beine zu stellen und die strukturellen 
Defizite auszugleichen. An dieser Aufgabe werden sich die Altenheim-Referenten messen 
lassen müssen.  
 
Wir werden nicht nur bei den künftigen Haushaltsberatungen, sondern auch im täglichen 
politischen Geschäft darauf achten, dass Lasten gerecht verteilt werden, wir weiterhin ein 
attraktiver Standort bleiben und dabei immer das Wohl unserer Stadt und der hier lebenden 
Bürgerinnen und Bürger zur Maxime unserer Politik machen.  
 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.“ 
 
 
Herr Stadtrat Dr. Tiedtke spricht für die FW-Fraktion: 
 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
manchmal ist mehr weniger.  
 
Wer die Zwangsabgaben - trotz Rekordeinnahmen - zu sehr erhöht, wer immer mehr aus-
gibt, als er einnimmt, der schafft durch dieses Mehr weniger. Weniger Geld, das den Bürgern 
bleibt, weniger Handlungsspielraum für die Stadt in der Zukunft. 
 
Abgaben (Steuern, Beiträge und Gebühren) 
Ich weiß, das Wort Zwangsabgaben hört sich nicht gut an. Ein Kollege meinte gar, es sei 
„diffamierend“. Aber die Abgaben, also die Steuern, Beiträge und Gebühren, werden vom 
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Bürger unter Androhung schwerer Strafen eingezogen. Das ist Realität, und da nützt es 
nichts, sich das gutmenschenartig schön zu reden. Wer das nicht will, der müsste es in das 
Belieben der Abgabenzahler stellen, ob sie zahlen oder nicht. 
 
Verschließt man sich dieser Realität nicht, werden sich die meisten nicht fragen, ob Abgaben 
sein müssen, sondern in welcher Höhe. Es gibt also ein rechtes Maß und es gibt ein Zuviel. 
 
Die Stadt hatte Rekordeinnahmen - und ist damit nicht zu Recht gekommen. Der durch-
schnittliche Bürger arbeitet heute laut Bund der Steuerzahler über die Hälfte des Jahres, um 
die Abgabenlast zu stemmen, die von Einkommen-, Umsatz-, Grund-, Grunderwerb-, Sekt-, 
Bier-, Mineralölsteuer über die EEG-Umlage, die Energiesteuer, die Sozialversicherungs- 
und Staatsfernsehbeiträge bis zu den IHK- oder VBG-Beiträgen und den Kanal- und Müllge-
bühren reicht, um nur einige wenige zu nennen. Viele Bürger arbeiten heute bis November 
für den Staat - und die Stadt. 
 
Doch Abgaben sind nicht gleich Abgaben. Von allen Abgaben sind die Steuern das schnei-
digste Schwert. Gebühren werden für eine konkrete Nutzung erhoben, beispielsweise für die 
Musikschule oder die Kindertagesstätten. Beiträge für eine Nutzungsmöglichkeit, zum Bei-
spiel der Straßenausbaubeitrag, den man so glorreich eingeführt - und wieder abgeschafft 
hat. Bei Gebühren hat der Bürger nicht nur einen konkreten Nutzen, der gegenübersteht, er 
hat auch die Möglichkeit, durch sein Verhalten auszuweichen, indem er beispielsweise weni-
ger Wasser verbraucht und dadurch weniger Kanalgebühren bezahlen muss. Bei Steuern 
besteht diese Möglichkeit nicht: der Bürger muss bezahlen, ohne konkrete Gegenleistung, 
also zum Beispiel für den Dienstwagen des Bürgermeisters – oder die Aufwandsentschädi-
gungen der Stadträte.  
 
Aus diesen Gründen wollten die Freien Wähler einen Haushalt 2015, der zumindest auf 
Steuererhöhungen verzichtet. Dabei waren wir selbstverständlich zu Kompromissen bereit. 
Viele Gebühren sind mit Steuergeldern subventioniert. Zum Beispiel die Kindergartengebüh-
ren. Freilich, Kindertagesstätten werden auf lange Zeit Defizitbetriebe bleiben, aber grund-
sätzlich gilt: Warum sollen leistungsfähige Eltern nicht einen größeren Anteil an den Kosten 
aufbringen? Und diejenigen Eltern, die sich das nicht leisten können, denen wird bereits heu-
te unbürokratisch geholfen. Einer maßvollen Erhöhung von zum Beispiel Kindertagesstätten- 
oder Musikschulgebühren, wie sie der 1. Bürgermeister mit seinem Haushaltsentwurf fordert, 
können wir daher zustimmen. 
 
Einsparungen 
Enttäuscht sind wir von den Einsparvorschlägen des 1. Bürgermeisters – hier hätten wir uns 
mehr erwartet. Es war und ist natürlich in allererster Linie die Aufgabe des hauptamtlichen 
Bürgermeisters, dem ein großer Verwaltungsapparat zur Verfügung steht, einen Haushalts-
vorschlag zu unterbreiten – und nicht der ehrenamtlichen Haushaltsreferenten oder Stadträ-
te. Einige unserer Einsparvorschläge wurden zwar in den Haushalt aufgenommen, aber ins-
gesamt erreichen die vorgeschlagenen Ausgabenminderungen nicht die von uns gewünsch-
te Höhe. Mehr Bauaufgaben hätten verschoben werden können, ebenso zum Beispiel die 
Erneuerung von Straßenlaternen. Doch der Wille zum Sparen fehlte. Das Augenmerk des 1. 
Bürgermeisters lag von Anfang an nicht auf Ausgabenminderungen, sondern auf Einnah-
menmehrungen. 
 
Grund-, Hunde- und Gewerbesteuer 
Der nunmehr zur Abstimmung vorliegende Haushalt 2015 sieht eine Erhöhung des Grund-
steuerhebesatzes um 30 Prozentpunkte vor. Dabei wurde der Hebesatz erst 2010 ganz er-
heblich um 35 Prozentpunkte erhöht. Und nun, nur vier, fünf Jahre später, schon wieder eine 
massive Erhöhung? Wo soll das noch hinführen? Die Grundsteuer belastet nahezu alle 
Haushalte, insbesondere die Mieterinnen und Mieter. Damit erhöht dieser Stadtrat nahezu 
alle Bruttomieten in Lauf. Im Bund populistisch eine Mietpreisbremse beschließen und in der 
veröffentlichten Meinung eine Neiddiskussion anfachen, obwohl, die Anmerkung muss ge-
stattet sein, der Staat der größte Preistreiber bei den Mieten ist, und dann die Bruttomieten 
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indirekt über die Grundsteuer erhöhen - ist das stimmiges Handeln? Einem Haushalt, der 
eine Erhöhung der Grundsteuer vorsieht, werden wir daher nicht zustimmen.   
 
Die Hundesteuer wurde erst 2012 auf 50 Euro erhöht. Und nun soll eine weitere Erhöhung 
um 30%, nur zwei Jahre später, gerade mal 18.000,- Euro mehr in die Kassen spülen. 
Rechtfertigt das den Verwaltungsaufwand? Auch der Erhöhung der Hundesteuer werden wir 
deshalb nicht zustimmen. 
 
Was die Gewerbesteuer angeht, konnten wir letztlich sogar den Bürgermeister überzeugen, 
in der Verwaltungsausschusssitzung gegen seinen eigenen Haushaltsvorschlag zu stimmen 
und damit der Stadt nachhaltig Gewerbesteuereinnahmen zu sichern – weil mehr eben 
manchmal doch weniger ist. Es macht keinen Sinn, den Gewerbesteuerhebesatz zu erhö-
hen, wenn, wie man uns gesagt hat, Aufwendungen der Betriebe für Investitionen die Ge-
werbesteuereinnahmen in 2014 vermindert haben. Die Unternehmen und Handwerker brau-
chen Planungssicherheit. Viele unserer Nachbarkommunen bieten günstigere Gewerbesteu-
ersätze als wir, beispielsweise Neunkirchen, Schwaig oder Röthenbach. Verlieren wir einen 
Gewerbebetrieb, verlieren wir dauerhaft Einnahmen. Zuletzt müssten alle Bürger die Gewer-
besteuererhöhungen bezahlen, da sie als zusätzlicher Aufwand von vielen Unternehmen 
über höhere Preise weitergegeben würden. 
 
Werte und billiges Geld 
Wenn wir immer wieder hören müssen, dass durch viele Ausgaben Werte geschaffen wür-
den und das Geld doch billig sei, wegen der niedrigen Zinsen, und man gerade deshalb jetzt 
Geld ausgeben solle, dann können auch wir nicht aufhören, das richtig zu stellen. Die öffent-
liche Hand hat keine Möglichkeit, mittels Geldrechnung festzustellen, ob die Werte, die sie 
schafft, den Bürgern wirklich das wert sind, was dafür ausgegeben wird. Denn am Ende ent-
scheidet im Bereich der öffentlichen Hand nicht der Kunde, sondern der Wähler. Und Zinsen 
und Baupreise sind ein System kommunizierende Röhren. Fällt der Zins, steigen die Bau-
preise, weil mehr Geld Bauleistungen nachfragt, weil wiederum durch den niedrigeren Zins 
höhere Kreditsummen finanziert werden können. Die stark gestiegenen Baupreise der letz-
ten Jahre legen ein deutliches Zeugnis hierfür ab. Man spart sich nichts, dafür nimmt aber 
die Verschuldung zu. 
 
Neuverschuldung 
Wegen des Zusammenhangs zwischen Verschuldung und Preisen ist eine Zunahme der 
Verschuldung des Staates, also hier der Stadt, auch nicht erst für künftige Generationen eine 
Belastung, sondern sie wirkt bereits heute wie eine verdeckte Steuer, indem sie dafür sorgt, 
dass die Preise höher sind, als sie ohne das vom Staat geschaffene, zusätzliche Kreditgeld 
wären. Vor diesem Hintergrund ist die Neuverschuldung der Stadt in Höhe von fast 20% oder 
rund 3,5 Mio. Euro auf dann rund 24 Mio. Euro nicht nur in der Zukunft, sondern bereits heu-
te eine Belastung für die Lauferinnen und Laufer. 
 
Ausblick 
Wo geht die Reise nach dem Haushalt 2015 hin? Die Stadt leidet unter überörtlichen Trends 
wie Gutachteritis, einer Regulierungsflut von oben, steigenden Baukosten durch die Zinspoli-
tik Mario Draghis und dem Anreiz zum übermäßigen Geldausgeben, den die Gesellschafts-
planer der höheren Politikebenen mit ihren Fördertöpfen schaffen. Das Wesen von Trends 
ist, dass sie sich umkehren – aber erst, wenn sie ihr Extrem erreicht haben. Ich befürchte, 
wir sind noch nicht an der Spitze angelangt.  
 
Wir Freien Wähler stellen den gesunden Menschenverstand in den Mittelpunkt unserer Tä-
tigkeit. Der gesunde Menschenverstand ist keineswegs trivial, sondern er ist destillierte Er-
fahrung aus vielen Generationen, erprobtes Wissen. Wer auf Dauer mehr ausgibt, als er ein-
nimmt, wer mehr verbraucht als die Bürger und Unternehmen herbeischaffen können, der 
vermehrt nicht, der vermindert - den Wohlstand der Bürgerinnen und Bürger. Wir werden 
dem Haushalt 2015 daher nicht zustimmen.  
 
 



11. Sitzung des Stadtrates vom 27.11.2014 Seite 22 von 44 

Herr Stadtrat Herrmann spricht für die FDP: 
 
Ein Haushalt vor wichtigen Weichenstellungen 
 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 
sehr geehrte Stadtratskolleginnen und -kollegen, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
im Mai hat der neue Stadtrat Haushaltsreferenten eingesetzt. Diese Entscheidung hat sich 
bereits bei der Aufstellung des heute vorliegenden Haushalts für 2015 rentiert. Wir, die Stadt-
räte, sind nicht erst mit Einbringung des Haushaltsansatzes an den Beratungen beteiligt, 
sondern haben frühzeitig strategische Ziele gesetzt und mit der Priorisierung von Vorhaben 
und Investitionen an der Aufstellung des Vermögenshaushaltes intensiver mitgewirkt als je 
ein Stadtrat zuvor. Auch im Verwaltungshaushalt konnten wir die eine oder andere Position 
bereits vor den allgemeinen Beratungen mit der Verwaltung diskutieren und an Kompromis-
sen arbeiten. 
 
Dies war aufwändig und zeitintensiv, aber es war im wahrsten Sinne des Wortes notwendig. 
Mein besonderer Dank gilt unserem Kollegen Gerald Ochs, der die Beratungen durch Sach-
verstand, Fleiß und Dynamik maßgeblich vorangetrieben hat. Auch Frau Wamser, Frau 
Schulz und dem Team der Kämmerei sowie den Fachabteilungsleitern sage ich ein herzli-
ches Dankeschön für die intensive Mitarbeit an der Abbildung vieler Sachfragen im Haus-
haltsentwurf. Sie alle haben die neue Vorgehensweise unterstützt, gemeinsam mit uns 
Haushaltsreferenten geplant, überlegt, gerechnet und geprüft. Und lassen Sie mich sagen: 
Frau Schulz, alles Gute für die nächsten Wochen und Monate! 
 
Ich darf aber auch zum Ausdruck bringen, dass ich enttäuscht bin von der Rolle, die unser 
Bürgermeister bei der Aufstellung des Haushaltes gespielt hat. Ich habe nicht bemerkt, dass 
von ihm irgendwelche Impulse zu Einsparungen ausgegangen sind. Er hat es den ehrenamt-
lichen Stadträten überlassen, den Haushalt zu durchforsten, Ideen für Einsparungen zu ent-
wickeln, Sachverhalte zu hinterfragen und Ausgaben auf ihre Notwendigkeit zu prüfen.  
 
Konkreter Haushalt 
Der vorliegende Haushalt ist ein Dokument, dem viele wichtige Weichenstellungen erst noch 
folgen müssen. Ein Haushalt, der Handlungsfähigkeit beweist, aber sich in dieser Form nicht 
wiederholen kann und nicht wiederholen darf. Zu hoch sind die Verwaltungsausgaben, zu 
groß ist die Kreditaufnahme, und auch Gebühren, Abgaben und Steuern lassen sich nicht 
jedes Jahr in diesem Umfang weiter erhöhen. 
 
Anmerkungen zur Gewerbesteuer 
Mit der Gewerbesteuer steht die Stadt Lauf im interkommunalen Wettbewerb. Die Steuerein-
nahmen des Staates mit Bund, Ländern und Gemeinden liegen seit mehreren Jahren auf 
Rekordniveau. So auch in Lauf. Ist vielleicht ein konstanter und bis heute in guten wie in 
schlechten Zeiten konstanter Hebesatz genau das Signal der Verlässlichkeit, das die Unter-
nehmen hier geschätzt haben? Wenn wir in diesen Zeiten – wo wir in einem einzelnen Jahr 
unter das Rekordniveau fallen – sofort mit einer Anhebung der Gewerbesteuer reagieren, 
wäre das ein fatales Signal. Die Gewerbetreibenden kennen die Finanzlage der Stadt Lauf 
genau so gut wie wir hier im Stadtrat. Sie könnten sich sicher sein, auch in Zukunft schnell 
erneut herangezogen zu werden, wenn die Finanzdecke knapp wird. 
 
Wir als Stadt Lauf dürfen nur den kleineren Teil zusätzlich eingenommener Gewerbesteuern 
behalten. Der größere Teil geht für Lauf verloren – über die Gewerbesteuerumlage und die 
Kreisumlage fließt mehr ab, als wir behalten können. Das wäre kein guter Weg, die Einnah-
men der Stadt zu steigern. 
 
Keine Steuer, keine Abgabe oder keine Gebühr, über die wir hier zu befinden haben, reizt 
Steuerpflichtige so leicht zur Verlagerung ihrer Unternehmungen wie die Gewerbesteuer. 
Beteiligungsgesellschaften zum Beispiel verfügen oft nur über eine minimale Verwaltung 
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oder werden innerhalb von Familien betrieben. Eine Abwanderung dieser Betriebe wäre 
möglich. Wir könnten leicht mit Mindereinnahmen dastehen, obwohl wir den Hebesatz erhö-
hen. Im Steuerwettbewerb steht Lauf gut da. Diese Position sollten wir nicht gefährden. 
Spruch: Wenn die Kuh auf der Weide anderer Kommunen ihre Milch gibt, verlieren wir alles, 
statt ein bisschen hinzu zu gewinnen.   
 
Ausblick 2020 
Es kommt jetzt darauf an, eine nicht kontrollierbare Entwicklung der Verschuldung zu verhin-
dern: Eine binnen drei Jahren nahezu verdreifachte Pro-Kopf-Verschuldung ist kaum vertret-
bar. Sehenden Auges haben Grüne, SPD und viele Jahre lang mit ihnen auch die Freien 
Wähler die Schleusen für Ausgaben weit geöffnet. 
 
Die Stadt betreibt, finanziert, fördert und bezuschusst viele Angebote und Einrichtungen. Das 
ist im Prinzip auch wünschenswert. Aber: Hier summieren sich alljährlich viele, zu viele vier-, 
fünf-, sechs- und siebenstellige Beträge zu einem untragbaren Finanzierungsbedarf – und im 
Gesamthaushalt inzwischen auf eine Finanzierungslücke in Millionenhöhe. 
 
Der Stadtrat muss gemeinsam mit den Mitarbeitern der Verwaltung prüfen, wo in unserem 
kräftig gewachsenen Verwaltungshaushalt Einsparmöglichkeiten bestehen. Er muss ent-
scheiden, welche bisherigen Leistungen die Stadt für ihre Bürger auch in Zukunft erbringen 
kann, wie sie die Leistungen erbringen will und welche neuen Vorhaben überhaupt finanzier-
bar sind. 
 
Begründung für Zustimmung 
Diese Überlegungen brauchen Zeit. Der vorliegende Haushalt ist ein Kompromiss, er ist 
einmalig vertretbar. Er enthält aber die Aufforderung, grundsätzlich nachzudenken, das Akti-
onsprogramm der Stadt Lauf zukunftssicher zu machen und nachhaltig neu! Ich betone neu, 
aufzustellen. Der Etat ist deshalb ein Haushalt, dem wichtige Weichenstellungen folgen 
müssen. Unter dieser Prämisse stimme ich dem vorabgestimmten Haushalt 2015 zu, ebenso 
den Haushalten für die beiden Stiftungen. 
 
Mittelfristige Finanzplanung 

Im Investitionsplan bis 2018 bzw. in der mittelfristigen Finanzplanung sehen wir die Annah-

men für das Aufkommen aus Lohnsteuer, Einkommensteuer, Körperschaftsteuer, Umsatz-

steuer, und Gewerbesteuer. Die Verwaltung plant laut Investitionsplan erneut in jedem Jahr 

bis 2018 mit steigenden Steuereinnahmen, während die Verwaltungsausgaben wieder nur 

mäßig wachsen sollen. Diese Annahmen werden zwar seit Jahren immer wieder so getrof-

fen, haben sich in der Realität aber nie eingestellt. Vor dieser Diskrepanz warne ich seit Jah-

ren. Einerseits ist der Verwaltungshaushalt immer schneller gewachsen. Andererseits wur-

den mögliche Konjunkturrisiken und Schwankungen in der Gewerbesteuer immer ignoriert 

oder weggewischt. Auch die Zahlen der aktuellen Finanzplanung stehen in der Kontinuität 

dieser Fehlannahmen. Daher kann ich für die FDP der Mittelfristigen Finanzplanung und dem 

Investitionsplan in der vorliegenden Form nicht zustimmen. 

Gleichzeitig stelle ich den Antrag auf getrennte Abstimmung des Haushaltes 2015 und der 

mittelfristigen Finanzplanung. 
 
 
Herr Stadtrat Felßner spricht aus der Sicht eines Landwirtes. Soweit meine berufliche Qua-
lifikation die Situation beurteilen lässt, kann man einer Kuh nur die Milch entziehen, die ihr 
als Futter zugeführt wird. Wenn man dauerhaft mehr entzieht, als man zuführt, hat man hin-
terher weniger Kuh. Damit bin ich bei Herrn Dr. Tiedtke und bei der Nachhaltigkeit. Die Stadt 
Lauf ist eine gute Weide, ein attraktiver Standort für Menschen und Unternehmen in Mittel-
franken. Organisch gewachsen, mit einer hervorragend geographischen und infrastrukturel-
len Lage gesegnet und über Jahrzehnte entwickelt und geprägt durch eine weitsichtige und 
von Nachhaltigkeit geprägte Stadt- und Finanzpolitik. Bei ständig steigender Standortqualität 
ist die Pro-Kopf-Verschuldung in den letzten 30 Jahren von 600 Euro in 2012 auf 330 Euro 
zurückgeführt worden bei ständig steigender Standortqualität. Ich kann wie Herr Stadtrat 
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Herrmann der mittelfristigen Finanzplanung genauso wenig zustimmen, wie einem Haushalt, 
der nach drei fetten Jahr im ersten Jahr einer etwas schwierigeren Situation feststellen lässt, 
dass die Rücklagen verbraucht, die Einnahmen überschätzt und die Ausgaben überzogen 
dargestellt wurden. Wir haben uns, dazu Dank an Herrn Stadtrat Ochs und allen, die sich 
hier engagiert haben, um Einsparungspotenziale genauso bemüht wie um Einnahmensteige-
rungen. Mir alleine ging dies nicht weit genug, weil wir das Ziel, diesen Haushalt zumindest 
ohne Neuverschuldung aufzustellen, nicht erreichen konnten. Nachdem ich mich schon dem 
Prinzip der Nachhaltigkeit verpflichtet fühle und in Jahren von massiven Investitionen in den 
letzten 3 Jahren davon ausgegangen bin, dass wir hier mehr Potenziale heben können, kann 
ich diesem Haushalt in der vorgelegten Form nicht zustimmen. 
 
Herr Stadtrat Schweikert bezieht sich auf die Aussage des Fraktionssprechers seiner Par-
tei „könnten wir mehrheitlich zustimmen“. Ich werde diesem Haushalt am heutigen Tag in 
dieser Form nicht zustimmen. Ich möchte dies auch begründen: 
Es liegt uns ein Haushaltsentwurf vor, der in vielen Positionen Einnahmenmehrungen auf-
weist, über die noch nie beraten, beschlossen und verabschiedet worden sind. D.h. mit der 
Zustimmung zu einem Haushalt in dieser Form würde ich meinen Handlungsspielraum bei 
Entscheidungen, die noch zu fällen sind, stark einschränken. Dies ist für mich ein ganz ge-
wichtiger Eingriff in meine persönliche Entscheidungsmöglichkeit. Die möchte ich auch hier 
auf diesem Wege ganz klar zum Ausdruck bringen. Wenn ich im Haushalt beispielsweise 
sehe, dass wir 48.000 Euro eingestellt haben für eine Landesausstellung 2016. Mit Sicher-
heit eine gute Veranstaltung, die auch über die Grenzen der Stadt hinaus unser Lauf weiter-
bringen werden. Bis dato ist mir nicht bekannt, für was, warum, weshalb und es ist mir auch 
nicht bekannt, wo wir das beraten haben. Es sind weiterhin eingestellt Erhöhungen der Kin-
dertagesstätten, die Musikschule wird erhöht, auch im Freibad sind Kostenmehrungen. Alles 
Haushaltspositionen, über die nicht entschieden wurde. So kann ich doch keinen Haushalt 
aufstellen, in dem ich fiktive Zahlen eingebe, die noch zu beschließen sind und die mich 
dann zwingen, wenn ich diesem Haushalt zustimmen würde, auch dann diesen Einnahmen-
mehrungen zuzustimmen, egal ob ich sie will oder nicht. Verantwortungsvolle Stadträte ha-
ben auch die Aufgabe zu hinterfragen und sollten sich mit den Zahlen auseinandersetzen 
und dort nachfragen, wo sie Fragen haben. Es kann aber nicht sein, dass Auskunftsgeber 
dann gemaßregelt werden, wenn sie zu ihren Haushaltsansätzen befragt werden, die sie 
nicht auf direkten Weg erhalten, aber über das Internet dann sehen können, wie ihre Ansätze 
im Haushalt wieder gegeben sind. Diese Vorgehensweise kann ich nicht als gutes Miteinan-
der ansehen. Letztendlich freut es mich aber, dass im Bereich der Kultur gute Ansätze sind. 
Dies ist die Zukunft und man wird auch immer mehr über die Bundespolitik diese kulturellen 
Einrichtungen verstärkt als Bildungseinrichtungen sehen müssen.  
 
 
In Konsequenz dessen fordern wir hiermit folgende Punkte zur Abstimmung in der heutigen 
Sitzung vor der Beschlussfassung der Haushalte zu stellen: 
 
 
Sollten diese drei Punkte positiv beschieden werden, wird die SPD mehrheitlich den Haus-
halt sowie die mittelfristige Finanzplanung mittragen können. 
 

Beschluss: 
 
Der Stadtrat beschließt über den Geschäftsordnungsantrag, der seitens der SPD durch den 
Fraktionsvorsitzenden, Herrn Stadtrat Auernheimer, gestellt wurde: 
 
1. Eine moderate Anhebung der Gewerbesteuern von 330% auf 340% 
2. Eine Aussetzung der hohen 35-38%igen Anhebung der KiTa-Gebühren. Stattdessen for-

dern wir eine zweistufige Anhebung der Gebühren und die dementsprechende Anpassung 
der Haushaltsposten im diesjährigen Haushalt. 

3. Die Planungskosten für die Generalsanierung der Bertleinschule ich Höhe von 500 t€ in 
die mittelfristige Finanzplanung im Jahr 2016 mit aufzunehmen. 
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Die Punkte 2 und 3 werden durch den Punkt 1 gegenfinanziert.  
 
 
Abstimmung: mehrheitlich abgelehnt Ja: 7  Nein: 24   
 
 

Beschluss: 
 
Der Stadtrat beschließt über den Geschäftsordnungsantrag von Herrn Stadtrat Herrmann auf 
getrennte Abstimmung des Haushaltes 2015 und der mittelfristigen Finanzplanung. 
 
Abstimmung: mehrheitlich beschlossen Ja: 29  Nein: 2   
 
 
 

Beschluss: 
 
Der Stadtrat beschließt: 
 
a) Dem Haushaltsplan 2015 der Stadt Lauf a.d. Pegnitz in den Festsetzungen der Haus-

haltssatzung 2015 in der beratenen Fassung wird zugestimmt. Die Haushaltssatzung ist 
Bestandteil dieses Beschlusses. 

 
Abstimmung: mehrheitlich beschlossen Ja: 17  Nein: 14   
 
 

Der mittelfristigen Finanzplanung einschließlich Investitionsprogramm der Stadt Lauf  
a.d. Pegnitz für die Jahre 2014 bis 2018 in der beratenen Fassung wird zugestimmt. 

 
 
Abstimmung: mehrheitlich abgelehnt Ja: 13  Nein: 18   
 
 
b) Dem Haushaltsplan 2015 der J.F. Barth’schen Stiftung in den Festsetzungen der Haus-

haltssatzung 2015 in der beratenen Fassung wird zugestimmt. Die Haushaltssatzung ist 
Bestandteil dieses Beschlusses. 

 
Abstimmung: einstimmig beschlossen Ja: 31  Nein: 0   
 
 
 
Herr Stadtrat Ittner verlässt den Sitzungssaal. 
 
 
 
 
3 Glockengießer-Spitalstiftung St. Leonhard und Alten- und Pflegeheim Hermann-

Keßler-Stift;  
Jahresabschluss 2013 

 
Herr Strauß berichtet, dass der Jahresabschluss 2013 in aller Deutlichkeit die Schwierigkeit 
zeigt, für untypische Geschäftsjahre verlässliche Prognosen zu erstellen. Er zeigt auch noch 
deutlicher die Schwächen der ursprünglichen Planung zum Wirtschaftsplan 2013. Schon im 
Nachtrag mussten Erlöserwartungen um 650.000 Euro = fast 17 % korrigiert werden. Die 
Gründe dazu wurden bereits ausführlich erläutert. 
Des Weiteren waren auch die Personalkosten gegenüber dem Nachtrag nicht ganz zu hal-
ten. Allein der Dezember mit einer krankheitsbedingten Ausfallquote von knapp 20 % hat alle 
Planungen zum Abbau von Mehrarbeitsstunden und Resturlaub torpediert.  
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Weitere wesentliche Abweichungen zur Planung ergeben sich im Saldo des Wirtschafts- und 
Verwaltungsbedarfs. Die Gesamtabweichung von knapp 80.000.- hat viele Gründe. EDV-
Kosten 11.000.-; Fortbildungen knapp 10.000.-; Bettwäsche 6.000.-; Werbekosten 4.000.-; 
Rechtskosten 4.000.-; externe Gebäudereinigung 3.000.-; Büromaterial 3.000.-, Abraumbe-
seitigung 3.500.- u.v.m.  
Ungenügende Planung ja, aber solche Abweichungen kommen auch schnell zu Stande, 
wenn die Datenbasis nicht 100%-ig stimmt. Das gilt auch für den Bereich der Abschreibun-
gen: Neben ungeplanten GWG ist eine weitere Abweichung von 30.000.- mit der zum Zeit-
punkt der Hochrechnung unvollständigen Buchungsbasis zu erklären. 
Das problematischste an dem Wirtschaftsjahr 2013 sind nicht die Erläuterungen von Abwei-
chungen von Planungsständen auf der Basis von Hochrechnungen, auch nicht das tatsächli-
che Ergebnis 2013, sondern die Annahme, dass die  

 Einführung einer neuen Buchhaltungssoftware  

 die Aufarbeitung sehr schlechter Prüfungsergebnisse  

 die Einplanung neuer Strukturen, oder besser überhaupt Strukturen  

 die Integration von fast 20 neuen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter  

 die Umsetzung eines Umzugs von 90 teils hochbetagten Senioren und deren Eingewöh-

nung 

 die Implementierung eines neues Konzepts  

 und die Neubelegung von 30 Plätzen 

ohne merkbaren Einfluss in die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung von Statten 
gehen sollte. Zitierung aus dem Wirtschaftsplan 2013: Der Jahresfehlbetrag ist ausschließ-
lich auf nicht refinanzierte Zinsaufwendungen in Höhe von 144.500.- zurückzuführen. In An-
betracht dieser völlig unrealistischen Annahmen zum laufenden Betrieb und der ungenügen-
den Vorarbeiten zur Übergangsphase wundert es mich ein wenig, wie weit wir heute sind 

 Das Heim ist heute mit 97,5 % hervorragend belegt  

 Die MDK-Mängel wurden weitgehend abgearbeitet 

 Es wurde eine EDV-gestützte Pflegeplanung und Dokumentation und die nettobasierte 

Personaleinsatzplanung eingeführt, es gibt keine ungewollte Fluktuation, die Krankheits-

quote hat sich verbessert, es wurde eine Vereinbarung zum Bereitschaftsdienst umge-

setzt und tausende von Mehrarbeitsstunden abgebaut. 

Die Basis für eine erfolgreiche Zukunft ist gelegt, aber „Qualität hat ihren Preis“. 

 

Der Bericht dient zur Kenntnisnahme. 

 

Herr Stadtrat Ochs sagt, dass dieses Thema im Vorfeld bereits ausführlich beleuchtet und 

diskutiert wurde. Er beantragt, dahingehend einen Beschluss zu fassen. Die Verwaltung soll 

beauftragt werden, das Stiftungsvermögen dem zuständigen Gremium detailliert darzulegen.  

 
 

Beschluss: 
 
Der Stadtrat beschließt: 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, das Stiftungsvermögen dem zuständigen Gremium detailliert 
darzulegen. 
 
 
Abstimmung: einstimmig beschlossen Ja: 30  Nein: 0   
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4 Bericht über die örtliche Prüfung der Jahresrechnungen 2012 der Stadt Lauf a.d. 
Pegnitz, der Glockengießer-Spitalstiftung St. Leonhard, der J.F. Barth'schen Stif-
tung und des Jahresabschlusses 2012 der Altenheime der Glockengießer-
Spitalstiftung durch den Rechnungsprüfungsausschuss der Stadt Lauf a.d. Peg-
nitz;  
Beratung und empfehlende Beschlussfassung über die Bereinigung der Prü-
fungsfeststellungen, die Feststellung der Jahresrechnungen bzw. des Jahresab-
schlusses und Erteilung der Entlastung 

 
Herr Stadtrat Sopolidis trägt den Bericht vor. 
 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 
sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, 
 
in der Zeit vom 13.10.2014 bis 31.10.2014 wurde seitens des Rechnungsprüfungsausschus-
ses der Stadt Lauf die örtliche Prüfung der Jahresrechnung 2013 der Stadt Lauf, der Glo-
ckengießer Spitalstiftung St. Leonhard und der J.F.Barth´schen Stiftung gem. Art 103 der 
Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (OG) durchgeführt. 
Die Niederschriften der örtlichen Prüfung und die Stellungnahmen der Verwaltung sind den 
Mitgliedern des Verwaltungsausschusses als Unterlagen zur Sitzung rechtzeitig zugegan-
gen. 
Gestatten Sie mir einige Anmerkungen zur vorliegenden Niederschrift. 
Wie aus den Prüfungsunterlagen auch der vergangenen Jahre ersichtlich ist, ist auch im ge-
prüften Rechnungsjahr auf einen ausgeglichenen Haushalt Wert gelegt und der Finanzrah-
men entsprechend eingehalten worden, Auch im Rechnungsjahr 2012 war keine Kassenkre-
ditaufnahme erforderlich. Die Pro-Kopfverschuldung im Vergleich zum Durchschnitt der übri-
gen Gemeinden in Bayern ist auch weiterhin unter dem Durchschnitt. Von Kämmerei und 
Stadtrat wird der Gesamtverantwortung hiermit Rechnung getragen. 
Wie auch bereits in den Vorjahren wurde die Rechnungsprüfung nur auf eine reine Belegprü-
fung in sachlicher und rechnerischer Hinsicht, sowie nach Einhaltung der geltenden Vor-
schriften der Niederschrift gemäß Ziffer 2 und 3 durchgeführt. 
Die Behandlung von Zahlungsaußenständen (Kasseneinnahmereste) durch die Stadtkasse 
ist, wie im Prüfungsbericht niedergelegt, vorbildlich anzusehen. Allen Außenständen liegen 
entsprechende Vorgänge zu Grunde und eine entsprechende Weiterverfolgung ist stets ge-
währleistet. 
Die Prüfungsfeststellungen in der Anlage 1 wurden durch jeweilige Stellungnahmen beant-
wortet. 
Unerledigte Punkte bitten wir weiter zu verfolgen. 
In den separat zu erstellenden Prüfungsberichten zur Glockengießer-Spitalstiftung St. Leon-
hard und der J.F.Barth´schen Stiftung ergaben sich keine Beanstandungen. 
Zu bemerken wäre, das, durch die Prüfung in zwei unterschiedlichen EDV-Programmen, die 
Prüfung erschwert wurde. 
Abschließend bedanke ich mich, auch im Namen meiner Kollegin Ruth Höpfel und den Kol-
legen Hans Kern und Adolf Pohl, für die wiederum einwandfreie und vollständige Vorberei-
tung der Prüfungsunterlagen durch die Stadtkämmerei, der Stadtkasse sowie der Verwaltung 
der Glockengießer-Spitalstiftung St. Leonhard. 
Besonderer Dank gilt, wie in den Vorjahren aber auch allen Bediensteten der Stadtverwal-
tung und den besuchten Einrichtungen, die uns während der Prüfungstage stets aufge-
schlossen gegenüber standen und zur Klärung der verschiedenen Sachverhalte beitrugen. 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  
 

Beschluss: 
 
1. Der Stadtrat beschließt:  

Der Stadtrat nimmt Kenntnis vom Bericht des Rechnungsprüfungsausschusses vom 
25.10.2013 und stimmt der Erledigung der Prüfungserinnerungen zu. 

 
2. Der Stadtrat beschließt:  
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Die Jahresrechnungen 2012 werden mit folgenden Ergebnissen gemäß Art. 102 Abs. 3 
GO festgestellt: 

 
     a) Stadt Lauf a.d.Pegnitz  
          Solleinnahmen/Sollausgaben                                              54.799.305,03 EUR 
 
     b) Glockengießer-Spitalstiftung St. Leonhard 
          Solleinnahmen/Sollausgaben                                                     39.676,51 EUR 
 
     c) J.F. Barth’sche Stiftung 
          Solleinnahmen/Sollausgaben                                                          575,30 EUR 
 
 

Der Jahresabschluss 2012 der Altenheime der Glockengießer-Spitalstiftung St. Leonhard 
wird wie folgt festgestellt:  

 
     a) Bilanzsumme zum 31.12.2012       8.054.876,84 EUR  
 
     b) Summe der GuV-Rechnung 2012 
         Erträge                                           5.833.152,66 EUR 
         Aufwendungen                                                                          6.006.918,44 EUR 
  
     c) Jahresfehlbetrag lt. GuV-Rechnung 2012 
         (zugleich Bilanzverlust zum 31.12.2012)                                     173.765,78 EUR 
 
 
Abstimmung: einstimmig beschlossen Ja: 30  Nein: 0   
 
 
3. Der Stadtrat beschließt: 
 

Für die festgestellten Jahresrechnungen 2012 der Stadt Lauf a.d. Pegnitz, der Glocken-
gießer-Spitalstiftung St. Leonhard, der J.F. Barth’schen Stiftung und für den festgestellten 
Jahresabschluss 2012 der Altenheime der Glockengießer-Spitalstiftung St. Leonhard wird 
gemäß Art. 102 Abs. 3 GO die Entlastung erteilt. 

 
An der Beschlussfassung über die Entlastung (Ziff. 3) hat der 1. Bürgermeister nicht mit-
gewirkt (Art. 49 GO).  

 
 
Abstimmung: einstimmig beschlossen Ja: 29  Nein: 0   
 
 
 
5 Beratung und empfehlende Beschlussfassung über die Anhebung der Hunde-

steuer; Änderung der Hundesteuersatzung 
 
Herr Krug bezieht sich auf die Ausführungen im Verwaltungs-, Finanz- und Personalaus-
schuss. Als Tischvorlage wurde nochmals eine Änderung der Satzung zu § 1 Nr. 2 vorgelegt, 
da diese im ersten Entwurf nicht berücksichtigt war. 
Die Verwaltung bittet, der mehrheitlichen Empfehlung des Ausschusses zu folgen.  
 

Beschluss: 
 
Der Stadtrat beschließt den Erlass der Satzung zur Änderung der Satzung für die Erhebung 
der Hundesteuer (Hundesteuersatzung) zum 1. Januar 2015. Damit erhöht sich der Hunde-
steuersatz um 15 Euro auf 65 Euro pro Hund im Kalenderjahr. 
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Die Änderungssatzung ist Bestandteil des Beschlusses. 
 
 
Abstimmung: mehrheitlich beschlossen Ja: 22  Nein: 8   
 
 
Herr Stadtrat Ittner kommt wieder in den Sitzungssaal.  
 
 
6 Beratung und empfehlende Beschlussfassung der Satzung zur Änderung der 

Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung; Neukalkulation der 
Kanalbenutzungsgebühren 

 
Da kein Sachvortrag gewünscht wird und sich kein Widerspruch erhebt, wird darüber abge-
stimmt. 
 

Beschluss: 
 
Der Stadtrat beschließt: 
 
1. Die vorläufige Gebührenkalkulation der Kanalbenutzungsgebühren für die Jahre 2015 bis 

2018 lt. Anlage ist Grundlage für die Anpassung der Kanalbenutzungsgebühr ab Januar 
2015. Wegen der noch ausstehenden Entscheidung zur Finanzierung des Abwasserkon-
zepts 2014-2022 wird vorerst ein 1-jähriger Kalkulationszeitraum, d. h. das Jahr 2015, 
festgelegt.  

 
2. Die Einleitungsgebühr in § 9 Abs. 1 Satz 2 der Beitrags- und Gebührensatzung wird von 

2,00 Euro um 0,40 Euro auf 2,40 Euro pro Kubikmeter eingeleitetem Abwasser erhöht. 
 
3. Die Stadt Lauf a.d. Pegnitz erlässt die als Bestandteil dieses Beschlusses beigefügte Än-

derungssatzung zur BGS/EWS mit Wirkung ab 1. Januar 2015. 
 
 
Abstimmung: einstimmig beschlossen Ja: 31  Nein: 0   
 
 
 
7 Vollzug der Gemeindeordnung; Nachbesetzung von Ausschusssitzen bzw. Be-

nennung von Vertretern in den Ausschüssen aufgrund der Mandatsniederlegung 
von Herrn Pristownik 

 
Herr Taubmann bezieht sich auf die vorliegende Arbeitsunterlage und bittet dem Beschluss-
vorschlag der Verwaltung zu folgen. 
 
Das Gremium ist einverstanden, den Tagesordnungspunkt mit der Benennung der Kuratori-
umsmitglieder zu ergänzen. 
 
Anschließend bringen die Fraktionen ihre Vorschläge für die Benennung der Kuratoriums-
mitglieder vor. 
Herr Stadtrat Mayer schlägt seitens der CSU-Fraktion Herrn Stadtrat Deuerlein vor. 
Herr Stadtrat Grand schlägt seitens der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Herrn Stadtrat Kern 
vor. 
Herr Stadtrat Horlamus schlägt seitens der SPD-Fraktion Herrn Stadtrat Schweikert vor. 
Herr Stadtrat Dr. Tiedtke schlägt seitens der FW-Fraktion Herrn Stadtrat Pohl vor.  
 

Beschluss: 
 
Der Stadtrat beschließt: 



11. Sitzung des Stadtrates vom 27.11.2014 Seite 30 von 44 

 
1. Die Stadträtin Sabine Raile wird ab sofort für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Mitglied 

des Kultur- und Sportausschusses. 
 
2. Frau Raile wird 3. Stellvertreterin der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen im Verwaltungs-, 

Finanz- und Personalausschuss 

 
3. Frau Raile wird 2. Stellvertreterin der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen im Bau-, Umwelt- 

und Stadtentwicklungsausschuss 

 
4. Frau Raile wird 3. Stellvertreterin der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen im Kinder-, Jugend- 

und Seniorenausschuss. 

 
 
Abstimmung: einstimmig beschlossen Ja: 31  Nein: 0   
 
 

Beschluss: 
 
Der Stadtrat beschließt: 
 
Als Kuratoriumsmitglieder werden nachfolgend genannte Stadträte bestellt: 
 
Herr Stadtrat Deuerlein von der CSU-Fraktion 
Herr Stadtrat Kern von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Herr Stadtrat Schweikert von der SPD-Fraktion 
Herr Stadtrat Pohl von der FW-Fraktion 
 
 
Abstimmung: einstimmig beschlossen Ja: 31  Nein: 0   
 
 
 
8 Gebühren der Mittagsbetreuungen an Laufer Grundschulen 
 
Aufgrund des neuen Sachstandes, der sich durch eine kurze Diskussion ergibt, stellt Herr 
Stadtrat Ittner einen Antrag zur Geschäftsordnung, den Beschlussvorschlag auszusetzen, bis 
Einvernehmen mit den Trägern hergestellt ist.  
 

Beschluss: 
 
Der Stadtrat beschließt, den vorgenannten Tagesordnungspunkt zu vertagen, bis die Sach-
lage geklärt ist und dem Stadtrat zur erneuten Beratung und Beschlussfassung vorzulegen. 
 
 
Abstimmung: vertagt Ja: 31  Nein: 0   
 
 
 
9 Neufassung der Benutzungssatzung für die Kindertagesstätten der Stadt Lauf 

a.d.Pegnitz 
 

Beschluss: 
 
Der Stadtrat beschließt:  
 

B e n u t z u n g s s a t z u n g  
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für die Kindertagesstätten der Stadt Lauf a. d. Pegnitz 
 

vom (Tag nach der Beschlussfassung im Stadtrat) 

 
Die Stadt Lauf a. d. Pegnitz erlässt auf Grund der Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nr. 1 der Ge-
meindeordnung für den Freistaat Bayern in der Fassung der Bekanntmachung vom 
24.07.2012  (GVBl. S. 366) folgende 
 
 

B e n u t z u n g s s a t z u n g: 
 

§ 1  
Trägerschaft und Rechtsform  

 
(1) Die Stadt Lauf a. d. Pegnitz betreibt gemeinnützig und ohne Absicht Gewinn zu erzie-

len, Kindertagesstätten als öffentliche Einrichtungen.  
 

(2) Die städtischen Kindertagesstätten sind Einrichtungen im Sinne des Bayerischen 
Kinderbildungs- und –betreuungsgesetztes (BayKiBiG).  

 
(3) Der Besuch der Einrichtung ist freiwillig.  

 
(4) Kindertagesstätten der Stadt Lauf a. d. Pegnitz sind  

a) Kinderkrippen für Kinder von der 8. Lebenswoche bis zum Ende des Betreuungs-
jahres in dem sie das dritte Lebensjahr vollenden;  

b) Einrichtungen für Kinder ab vollendeten zweiten Lebensjahr ausnahmsweise ab 
dem 18. Lebensmonat bis zur Aufnahme in einem Regelkindergarten (Kleinkind-
gruppe);  

c) Einrichtungen für Kinder überwiegend ab dem dritten Lebensjahr, ausnahmswei-
se ab dem zweiten Lebensjahr, bis zur Einschulung (Regelkindergärten); 

d) Kinderhorte für Kinder von der Einschulung bis zum Ende der vierten Klasse.  
 

§ 2 
Aufgaben der Kindertagesstätte  

 
Die Aufgaben der Kindertagesstätten und die Ausgestaltung der Bildung, Erziehung und 
Betreuung bestimmen sich nach dem Bayerischen Kinderbildungs- und –
betreuungsgesetz (BayKiBiG) und den zugehörigen Verordnungen in ihren jeweils gülti-
gen Fassungen.  

 
§ 3 

Personal 
 

(1) Die Stadt Lauf a. d. Pegnitz stellt im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen das für 
den ordnungsgemäßen Betrieb der Kindertagesstätten erforderliche Personal.  

 
(2) Die Bildung, Erziehung und Betreuung der Kinder in den Kindertagesstätten wird 

durch geeignete pädagogische Fachkräfte und pädagogische Ergänzungskräfte si-
chergestellt.  

 
§ 4 

Elternbeirat 
 

(1)  Für jede Kindertagesstätte ist jeweils ein Elternbeirat zu bilden.  
 

(2)  Die Aufgaben und Befugnisse ergeben sich aus Art. 14 BayKiBiG.  
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§ 5 
Anmeldung  

 
(1) Die Aufnahme eines Kindes in einer Kindertagesstätte setzt die schriftliche Anmel-

dung durch die Personensorgeberechtigten bei der Kindertagesstättenverwaltung vo-
raus. Bei der Anmeldung sind die erforderlichen Angaben zur Person des aufzuneh-
menden Kindes und des/der Personensorgeberechtigten zu machen. Änderungen 
beim Personensorgerecht sind unverzüglich der Kindertagesstättenverwaltung mitzu-
teilen.  

 
(2) Die Anmeldung für die Kindertagesstätten erfolgt für das kommende Betreuungsjahr 

(§ 14) regelmäßig bis 31. Januar eines Jahres. Eine spätere Anmeldung während des 
Betreuungsjahres ist nur in Ausnahmefällen möglich.  
 

(3) Bei der Anmeldung haben die Personensorgeberechtigten im Voraus Buchungszeiten 
festzulegen. Um die Bildung, Erziehung und Betreuung der Kinder sicherstellen zu 
können, werden für die Kindertagesstätten Mindestbuchungszeiten festgelegt (§ 9).  
 

 
§ 6 

Aufnahme 
 

(1) Über die Aufnahme der angemeldeten Kinder entscheidet die Stadtverwaltung im 
Rahmen der Bestimmungen dieser Satzung nach Anhörung der Leitung der jeweili-
gen Kindertagesstätte. Die Aufnahmezusage wird unverzüglich schriftlich erteilt.  

 
(2) Die Aufnahme in die Kindertagesstätten erfolgt nach Maßgabe der verfügbaren Plät-

ze. Sind nicht genügend freie Plätze verfügbar, so wird die Auswahl unter den in der 
Stadt Lauf wohnenden Kindern nach folgenden Dringlichkeitsstufen getroffen:  
1. Kinder, die im nächsten Jahr schulpflichtig werden;  
2. Kinder, deren Personensorgeberechtigter alleinerziehend und berufstätig bzw. 

nachhaltig arbeitssuchend ist;   
3. Kinder, deren Familien sich in einer besonderen Notlage befinden; 
4. Kinder, deren Personensorgeberechtigte beide berufstätig sind;  
5. Kinder, deren Geschwisterkinder bereits eine städtische Kindertagesstätte besu-

chen.  
Zum Nachweis der Dringlichkeit sind auf Anforderung entsprechende Belege beizu-
bringen. Bei gleicher Dringlichkeit entscheidet das Datum der Vormerkung.  
 

(3) Nicht aufgenommene Kinder werden für einen freien Betreuungsplatz vorgemerkt. 
Die Reihenfolge ihrer Aufnahme erfolgt nach den Dringlichkeitsstufen des Absatzes 
2.  
 

(4) Die Kindertagesstätten sind vorrangig für Laufer Kinder bestimmt. Kinder, die ihren 
gewöhnlichen Lebensmittelpunkt nicht in Lauf a. d. Pegnitz haben, können aufge-
nommen werden, wenn ein freier Betreuungsplatz nicht von einem Laufer Kind benö-
tigt wird.  

 
(5) Während des Betreuungsjahres frei werdende Plätze werden sofort wieder vergeben. 

 
§ 7 

Zusatzbestimmungen zur Aufnahme 
 

Zusatzbestimmungen für die Aufnahme in  
1. eine Einrichtung nach § 1 Abs. 4 Buchstaben a) und b)  

- Ein Betreuungsplatz wird in der Regel bis zum Ende des Betreuungsjahres, in 
dem das dritte Lebensjahr vollendet wird, zur Verfügung gestellt.  
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- Kinder mit längerer täglicher Buchungszeit werden vorrangig vor Kindern mit 
geringer Buchungszeit aufgenommen.   

2. eine Einrichtung nach § 1 Abs. 4 Buchstabe c) 
- Kinder, die zum Ablauf des folgenden Betreuungsjahres die Schulpflicht errei-

chen, werden vorrangig aufgenommen. 
- Die restlichen Plätze werden nach den in § 6 genannten Dringlichkeitsstufen 

vergeben, wobei das jeweils ältere Kind den Vorrang hat.   
- Kinder aus den umliegenden Wohnbezirken soll der Vorzug gegeben werden.  
- Ein Kindergartenplatz wird grundsätzlich bis zum Schuleintritt vergeben.  

3. eine Einrichtung nach § 1 Abs. 4 Buchstabe d)  
- Ein Hortplatz wird bis Ende der vierten Klasse der Grundschule vergeben.  
- Das jeweils jüngere Kind hat den Vorrang.  

 
 
 
 
 
 

§ 8 
Abmeldung 

 
(1)  Abmeldungen aus einer Kindertagesstätte sind unter Einhaltung einer Frist von vier 

Wochen jeweils zum Ende eines Monats durch schriftliche Erklärung der Personen-
sorgeberechtigten gegenüber der Leitung der Kindertagesstätte oder der Kinderta-
gesstättenverwaltung möglich.   

  
(2)  Während der letzten beiden Monate des Betreuungsjahres ist eine Kündigung nur 

zum Ende des Betreuungsjahres möglich. Dies gilt nicht bei nachgewiesenem Weg-
zug aus dem Stadtgebiet.  

 
§ 9 

Öffnungszeiten  
 

Mit Ausnahme der gesetzlichen Feiertage, der Betriebsferien und einzelner, vorher 
rechtzeitig bekanntzugebender Tage sind die Kindertagesstätten von Montag bis Freitag 
von 6.30 Uhr bis 17.00 Uhr geöffnet. Im Einzelfall trifft die Verwaltung im Einvernehmen 
mit dem Elternbeirat bedarfsorientierte Regelungen.  

 
§ 10 

Betreuungszeiten  
 

(1) Um eine regelmäßige Bildung, Erziehung und Betreuung der Kinder in den Kinderta-
gesstätten sicherzustellen, werden folgende Mindestbuchungszeiten (Kernzeit) fest-
gelegt:  
a) In Einrichtungen nach § 1 Abs. 4 Buchstaben a) und b) muss die Betreuungszeit 

mindestens 3 Stunden pro Tag bzw. 15 Stunden pro Woche umfassen. Eine ta-
geweise Buchung ist möglich. Die Buchungstage sollen nach Möglichkeit aufei-
nanderfolgend sein.  

b) In Einrichtungen nach § 1 Abs. 4 Buchstaben c) und d) muss die Betreuungszeit 
mindestens 4 Stunden pro Tag bzw. 20 Stunden pro Woche umfassen. Die Kin-
der müssen grundsätzlich an 5 Tagen die Woche anwesend sein.  

 
(2) In der Kernzeit sollen alle Kinder gemeinsam am Leben der Kindertagesstätte teil-

nehmen. Die Kernzeit ist daher verbindlich für jedes Kind zu buchen.  
 

(3) Grundsätzlich gelten die gebuchten Zeiten für die Dauer eines Betreuungsjahres. 
Notwendig werdende Änderungen von Betreuungszeiten sind in begründeten Aus-
nahmen (z.B. Arbeitslosigkeit, Aufnahme einer Tätigkeit) jeweils zum Monatsanfang 
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unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen zulässig. Wenn möglich, wird auf den 
Bedarf der Personensorgeberechtigten umgehend reagiert.  

 
§ 11 

Pflichten und Mitwirkung der Personensorgeberechtigten 
 

(1) Die Kindertagesstätten können die Bildungs- und Erziehungsaufgaben nur dann 
sachgerecht erfüllen, wenn das Kind die Einrichtung regelmäßig besucht. Die Perso-
nensorgeberechtigten sind daher verpflichtet, für den regelmäßigen Besuch unter 
Beachtung der maßgeblichen Öffnungszeiten und der gebuchten Betreuungszeiten 
zu sorgen. Kann ein Kind die Kindertagesstätte nicht besuchen oder erst verspätet 
gebracht werden, ist die Leitung der Kindertagesstätte unverzüglich zu verständigen.  

 
(2) Eine wirkungsvolle Bildungs- und Erziehungsarbeit hängt entscheidend von der ver-

ständnisvollen Mitarbeit und Mitwirkung der Personensorgeberechtigten ab. Diese 
sollen daher regelmäßig die Elternabende besuchen und auch die Möglichkeit wahr-
nehmen, die angebotene Entwicklungsgespräche mit pädagogischen Personal füh-
ren.  

 
(3) Kinder die erkrankt sind, dürfen die Kindertagesstätte während der Dauer der Erkran-

kung nicht besuchen. Erkrankungen sind der Leitung der Kindertagesstätte unverzüg-
lich, möglichst unter Angabe des Krankheitsgrundes mitzuteilen; die voraussichtliche 
Dauer der Erkrankung soll angegeben werden.  

 
(4) Wenn ein Kind an einer übertragbaren Krankheit im Sinne des § 34 Infektionsschutz-

gesetz (IfSG) leidet oder in Wohngemeinschaft des Kindes eine übertragbare Krank-
heit im Sinne des § 34 IfSG aufgetreten ist, darf es die Kindertagesstätte nicht besu-
chen, bis nach dem Urteil des behandelnden Arztes bzw. des Gesundheitsamtes eine 
Weiterverbreitung der Krankheit durch das Kind nicht mehr zu befürchten ist. In die-
sen Fällen ist die Kindertagesstätte unverzüglich zu benachrichtigen. Die Leitung der 
Kindertagesstätte kann in diesen Fällen die Wiederzulassung des Kindes zum Be-
such der Kindertagesstätte von der vorherigen Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses 
abhängig machen.  
 

(5) Erwachsene, die an einer übertragbaren Krankheit im Sinne des § 34 IfSG leiden, 
dürfen die Kindertagesstätte nicht betreten.  
 

(6) Alle nicht sichtbaren Besonderheiten des Kindes sind der Kindertagesstätte mitzutei-
len. Darunter zu verstehen: Allergien, Unverträglichkeiten, organische Schwächen 
usw.. Auch Vorfälle mit möglichen Spätfolgen sind mitzuteilen (z.B. ein Sport- oder 
Autounfall ohne vermeintliche Verletzung).  
 

(7) Änderungen der Anschrift und der Telefonnummer der Personensorgeberechtigten 
sind der Kindertagesstätte umgehend mitzuteilen. Es besteht auch eine Mitteilungs-
pflicht bei Änderung des Personensorgerechts.  
 
 

§  12 
Betreuung auf dem Wege 

 
Die Personensorgeberechtigten haben für die Betreuung der Kinder auf dem Weg zu 
und von der Kindertagesstätte zu sorgen. Die Personensorgeberechtigten haben schrift-
lich zu erklären, wenn das zu betreuende Kind von einer anderen Person (ab 14 Jahren) 
abgeholt werden darf. Solange eine solche Erklärung nicht vorliegt, muss das Kind per-
sönlich abgeholt werden und zwar vor Ende der Öffnungszeit.  

 
§ 13 

Ausschluss vom Besuch der Kindertagesstätte 
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(1) Ein Kind kann vom Besuch der Kindertagesstätte ausgeschlossen werden, wenn  

a) es durch fortgesetztes Stören die Gemeinschaft oder einzelne Kinder gefährdet, 
b) es länger als zwei Wochen unentschuldigt fernbleibt,  
c) die Benutzungsgebühr trotz Mahnung nicht entrichtet wird,  
d) nicht zu erreichen ist, dass mit den Eltern zum Wohle des Kindes zusammenge-

arbeitet wird,  
e) die Öffnungszeiten beharrlich nicht beachtet werden,  
f) die Personensorgeberechtigten durch falsche Angaben zur Person einen Betreu-

ungsplatz erhalten haben, 
Vor Ausschluss des Kindes sind die Personensorgeberechtigten des Kindes zu hö-
ren.  

 
(2) Zum Ende des Betreuungsjahres kann die Gemeinde unter Einhaltung einer Kündi-

gungsfrist von zwei Wochen kündigen, sofern ein wichtiger Grund vorliegt.  
 

(3) Ein Kind muss vorübergehend vom Besuch der Kindertagesstätte ausgeschlossen 
werden, wenn der Verdacht besteht, dass es ernsthaft erkrankt ist oder an einer an-
steckenden Krankheit leidet. § 10 Abs. 5 gilt entsprechend.  

 
§ 14 

Betreuungsjahr 
 

Das Betreuungsjahr für die Kindertagesstätten beginnt am 1. September und endet am 
31. August.  

 
§ 15 

Gebühren 
 

Die Stadt Lauf erhebt für die Benutzung ihrer Kindertagesstätten Gebühren nach Maß-
gabe einer gesonderten Gebührensatzung.  

 
§ 16 

In-Kraft-Treten 
 

(1) Diese Satzung tritt am 1. September 2015 in Kraft.  
 

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung für die Kindertagesstätten der Stadt Lauf a. d. Pegnitz 
vom 28. April 2006 außer Kraft.  

 
 
 

Lauf a.d.Pegnitz, Datum (Tag nach Beschluss im Stadtrat) 
Stadtverwaltung Lauf a.d.Pegnitz 

 
 
 

Benedikt Bisping 
Erster Bürgermeister 

 
 
Abstimmung: einstimmig beschlossen Ja: 31  Nein: 0   
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10 Neufassung der Gebührensatzung für die Kindertagesstätten der Stadt Lauf 

a.d.Pegnitz 
 

Beschluss: 
 
Der Stadtrat beschließt:  
 

G e b ü h r e n s a t z u n g  
 

für die Kindertagesstätten der Stadt Lauf a.d. Pegnitz 
 

vom (Tag nach Beschluss im Stadtrat) 

 
Die Stadt Lauf a. d. Pegnitz erlässt auf Grund von Art. 2 und 8 des Kommunalabgabenge-
setzes (KAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. März 2014 (GVBl S. 70) folgen-
de 
 
 

G e b ü h r e n s a t z u n g: 
 

§ 1  
Gebührenerhebung 

 
(5) Für die Benutzung der Kindertagesstätten der Stadt Lauf a. d. Pegnitz werden die in 

dieser Gebührensatzung festgesetzten Gebühren erhoben (Benutzungsgebühren). 
 

(6) Zusätzlich werden Verpflegungskosten für die Teilnahme an der Mittagsverpflegung 
erhoben (Essensgeld).  

 
 

§ 2 
Gebührentatbestand 

 
(1)  Die Pflicht zur Entrichtung der Benutzungsgebühren entsteht zum 1. des Eintrittsmo-

nats. Die Gebühren sind grundsätzlich zu Beginn des Monats in voller Höhe zu ent-
richten ohne Rücksicht darauf, an wie vielen Tagen des Monats die Kindertagesstätte 
besucht wird.  
 

(2) Für das Essensgeld entsteht die Gebührenschuld erstmals zum 1. des Monats zu 
dem die Anmeldung zur Teilnahme an der Mittagsverpflegung erfolgt; danach fortlau-
fend mit Beginn des Folgemonats.  

 
(3) Die Gebühren werden für zwölf Kalendermonate erhoben. Erfolgt eine Aufnahme erst 

im Verlauf des Betreuungsjahres, oder scheidet ein Kind vorzeitig aus, sind die ent-
sprechenden Monatsgebühren zu bezahlen.  
 

(4) Die Gebührenpflicht besteht auch im Fall vorübergehender Erkrankung. Bei längeren 
Erkrankungen oder z.B. Reha- und Kuraufenthalten können Kinder unter Vorlage ei-
ner entsprechenden Bescheinigung vorübergehend von der Kindertagesstätte abge-
meldet werden. Die Abmeldung kann nur für einen Zeitraum ab 4 Wochen zugelas-
sen werden. § 2 Abs. 1 gilt entsprechend.  
 

§ 3 
Gebührenschuldner 

 
(1) Die Gebührenschuldner sind 
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a) Der unterhaltspflichtige gesetzliche Vertreter, wenn durch ihn selbst oder in sei-
nem Auftrag das Kind zur Aufnahme angemeldet worden ist;  

b) die öffentlich-rechtliche Körperschaft und Anstalt (Sozialleitungsträger, Träger der 
Jugend- und Sozialhilfe) sowie ein sonstiger Dritter, soweit sie die Kosten über-
nommen haben;  

c) ersatzweise der weitere Unterhaltspflichtige im Sinne des Bürgerlichen Gesetz-
buchs.  

 
Mehrere Gebührenschuldner sind als Gesamtschuldner zu betrachten.  

 
§ 4 

Gebührenmaßstab 
 

Die Benutzungsgebühren richten sich nach der Dauer des durchschnittlichen täglichen 
Besuchs der Kindertagesstätte entsprechend den gebuchten Betreuungszeiten.  

 
§ 5 

Gebührensatz 
 

(1) Die Benutzungsgebühren betragen für jeden angefangenen Monat für den Besuch:  
 

1. der Kinderkrippen und Kleinkindgruppen der Stadt Lauf a. d. Pegnitz  
a) bis 3 Stunden   170 Euro  
b) bis 4 Stunden   190 Euro  
c) bis 5 Stunden   210 Euro  
d) bis 6 Stunden   230 Euro  
e) bis 7 Stunden   250 Euro  
f) bis 8 Stunden   270 Euro  
g) bis 9 Stunden   290 Euro  
h) mehr als 9 Stunden  310 Euro  

  
2. der Kindergärten und Horte der Stadt Lauf a. d. Pegnitz 

a) bis 4 Stunden     95 Euro  
b) bis 5 Stunden   105 Euro  
c) bis 6 Stunden   115 Euro  
d) bis 7 Stunden   125 Euro  
e) bis 8 Stunden   135 Euro  
f) bis 9 Stunden   145 Euro  
g) mehr als 9 Stunden  155 Euro  

 
(2) Wird die gebuchte Zeit überschritten, wird die der tatsächlichen Nutzungszeit ent-

sprechende Gebühr berechnet. Es besteht kein Anspruch auf Gebührenerstattung, 
wenn die Buchungszeit nicht voll genutzt wird.  

 
(3) Für die Teilnahme an der Mittagsverpflegung ist eine monatliche Pauschalgebühr in 

Höhe des jeweiligen Essenpreises pro Portion multipliziert mit 15 Anwesenheitstagen 
zu zahlen.  
 
 

§ 6 
Ermäßigung 

 
(6) Besuchen mehrere Kinder einer Familie gleichzeitig eine städtische Kindertagesstät-

te, so wird die Benutzungsgebühr  
a) für das 2. Kind um 1/3 ermäßigt;  
b) für das 3. Kind um 2/3 ermäßigt;  
c) für das 4. Kind um 3/3 ermäßigt.  
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(7) Ermäßigung aus sozialen Gründen kann darüber hinaus auf Antrag gewährt werden, 
wenn die Erhebung der vollen Gebühr unbillig wäre.  

 
(8) Bei Ausschluss eines Kindes von der Kindertagesstätte (§ 13 der Benutzungssat-

zung) entfällt die Gebühr für die Dauer des Ausschlusses; dies gilt nicht für angebro-
chene Monate.  

 
(9) Alle Ermäßigungen werden ab dem Monat des Bekanntwerdens der Ermäßigungs-

grundlage gewährt und auf volle Euro Beträge aufgerundet.  
 
 

§ 7 
Beitragsentlastung 

 
(1) Im letzten Kindergartenjahr, welches der Vollzeitschulpflicht nach Art. 35 f., 37 ff. des 

Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) unmit-
telbar vorausgeht, wird die Benutzungsgebühr nach § 5 Abs. 1 Nr. 2, § 6 Abs. 1 um 
100 Euro reduziert. Ein sich eventuell errechnendes Plus wird nicht an den Gebüh-
renschuldner ausgezahlt. Die Beitragsentlastung wird für maximal 12 Monate ge-
währt.  

  
(2) Eine Zurückstellung vom Schulbesuch nach Art. 37 Abs. 2 BayEUG unterbricht die 

Beitragsentlastung ab Zugang des dem zurückstellenden Bescheids folgenden Mo-
nats bis zum Beginn des tatsächlich letzten Kindergartenjahres. Die bis zur Zurück-
stellung gewährte Beitragsentlastung ist nicht zurückzuzahlen. Die Gebührenschuld-
ner haben die Kindertageseinrichtung unverzüglich über die Zurückstellung des Kin-
des nach Art. 37 Abs. 2 BayEUG zu informieren.  
 

 
§ 8 

Fälligkeit 
 

Die Gebühren sind spätestens zum 3. Werktag eines jeden Monats im Voraus zur Zah-
lung fällig.  

 
§ 9 

Auskunftspflichten 
 

Die Gebührenschuldner sind verpflichtet, der Stadt Lauf a. d. Pegnitz maßgebliche Ver-
änderungen und deren Gründe unverzüglich zu melden und über den Umfang der Ver-
änderung Auskunft zu erteilen. Dies gilt insbesondere, soweit Ermäßigungen bean-
sprucht werden.  

 
§ 10 

In-Kraft-Treten 
 

(4) Diese Satzung tritt am 1. September 2015 in Kraft.  
 

(5) Gleichzeitig tritt die Gebührensatzung für die Kindertagesstätten der Stadt Lauf a.d.  
Pegnitz vom 28. April 2006 in der Fassung der Änderungssatzung vom 23.05.2013 
außer Kraft.  
 

 
Lauf a.d. Pegnitz, Datum (nach der Beschlussfassung im Stadtrat) 

Stadtverwaltung Lauf a.d. Pegnitz 
 

Benedikt Bisping 
Erster Bürgermeister 
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Abstimmung: mehrheitlich beschlossen Ja: 24  Nein: 7   
 
 
 
11 Zukünftige Entwicklung der Abwasserentsorgung mit beitrags- und gebühren-

rechtlicher Beurteilung 
 
Herr Stadtrat Auernheimer plädiert nochmals dafür, wie bereits im Bau-, Umwelt- und Stadt-
entwicklungsausschuss ausgesprochen, die Finanzierung zu 50 % über Beiträge und 50 % 
über Gebühren vorzunehmen. Die Abstimmung soll wie bereits im Ausschuss getrennt erfol-
gen.  
 

Beschluss: 
 
Der Stadtrat beschließt:  
 
1. Abwasseranlagen  

a) Die Stadtteilanlagen in Neunhof, Simonshofen, Dehnberg-Höflas und Wei-

genhofen werden aufgelassen. Das Abwasser aus diesen Anlagen wird zu-

künftig zur Zentralkläranlage in Lauf übergeleitet.  

b) Die Überleitung erfolgt nach der Alternative 5 „Anschluss aller Anlagen an 

die ZKA, Neunhof und Weigenhofen direkt, Simonshofen und Dehnberg-

Höflas hintereinander“.  

c) Die Finanzierung und der Bau erfolgen vorbehaltlich der Haushaltsberatun-

gen in dieser Reihenfolge: 

 Inbetriebnahme Kosten pro Jahr in € Gesamt 

Anschluss 
Weigenhofen 

 2014 2015 2016  

2016 45.000 45.000 690.000 780.000€ 

     

 
 Inbetriebnahme Kosten pro Jahr in € Gesamt 

Anschluss 
Simonshofen 
u. Dehnberg 

Höflas 

 2015 2016 2017 2018  

2019 100.000 200.000 1.380.000 1.300.000 2.980.000€ 

      

 
 

 Inbetriebnahme Kosten pro Jahr in € Gesamt 

Anschluss Neun-
hof/Beerbach 
Tauchersreuth 

 2020 2021 2022  

2022 370.000 1.100.000 1.050.000 2.520.000€ 

     

 
2. Mischwasserentlastungsanlagen 
 

a) Die vorgeschlagenen Maßnahmen an den Mischwasserentlastungsanla-
gen werden umgesetzt.  

 
b) Die Finanzierung und der Bau erfolgen vorbehaltlich der Haushaltsbera-

tungen in dieser Reihenfolge:  
 
  Baukosten  

Bauwerk erforderliche  
Verbesserung 

 Finanzierung € Fertigstellung/ 
Inbetriebnahme 

  gesamt 2014 2015 2016-2019  
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RÜB 06  
Heuchling 

Einbau Kulissen-
tauchwand 

30.000 30.000 - - 2014/2015 

RÜB 11  
Erbsenboden 

Einbau Kulissen-
tauchwand 

40.000 40.000 - - 2015 

RÜB 20  
Schönberg 

Einbau Kulissen-
tauchwand 

30.000 30.000 - - 2014/2015 

RÜ 21 
 Nessenmühle 

Einbau Kulissen-
tauchwand 

20.000 20.000 - - 2014/2015 

RÜ 29  
Vogelhofer Str.  

Einbau Kulissen-
tauchwand 

30.000 30.000 - - 2014/2015 

RÜB 01 
Schlachthofplatz 

Vergrößerung des 
Entlastungskanals 
des Klärüberlaufs und 
Erhöhung der Leis-
tungsfähigkeit des 
schadhaften Pegnitz-
dükers 

400.000 150.000 125.000 125.000 2016 

RÜB 10 Dasch-
straße 

Einbau Kulissen-
tauchwand 

30.000 - 30.000 - 2015 

RÜ 07 
 Galgenbühl 

Schwellenerhöhung 40.000 - 40.000 - 2015 

RÜ 09  
Rudolfshof 

Einbau Kulissen-
tauchwand 

30.000 - 30.000 - 2015 

RÜ 17  
Kreuzgasse 

Feinsiebrechenanlage 60.000 - 60.000 - 2015 

RÜB 19  
Hirtengasse 

Kulissentauchwand 25.000 - 25.000 - 2015 

RÜ 22  
Alter Weg 

Kulissentauchwand 20.000 - 20.000 - 2015 

RÜ 22 
Alter Weg 

Neubau Entlastungs-
kanal mit RRB u. 
Grunderwerb 

120.000  - 120.000 2019 

RÜ 23  
Salzburger Str. 

Rückstauklappe 10.000 - 10.000 - 2015 

RÜ 34  
Günthersbühl 

Kulissentauchwand 15.000 - 15.000 - 2015 

RRB 35  
Günthersbühl 

Umbau Drossel 10.000 - 10.000 - 2015 

RÜ 03 Mang-
platz 

Umbau Schachtbau-
werk 

300.000 20.000 - 280.000 2016/2017 

 
 
3. Maßnahmenliste 2014 – 2022 
 

Die übrigen Maßnahmen aus der beigefügten Liste werden zur Kenntnis genom-
men und schrittweise in der vorgeschlagenen Reihenfolge umgesetzt.  
Die Maßnahmenliste 2014 – 2022 ist Bestandteil dieses Beschlusses und der Nie-
derschrift als Anlage beizufügen.  

 
Abstimmung: einstimmig beschlossen  Ja: 31  Nein: 0 
 
4. Finanzierung 
  
 Soweit Maßnahmen innerhalb des gesamten Abwasserkonzepts beitragsfähig im 

Sinn des Art. 5 KAG sind, sollen diese 
  

zu 100 % über Gebühren finanziert werden. 
 
 
Abstimmung: mehrheitlich beschlossen  Ja: 24  Nein: 7 
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5. Die Verwaltung wird beauftragt, die notwendigen Rechts- und Kalkulationsgrundlagen für 

die Gebührenerhöhung vorzubereiten und dem Stadtrat zur Beratung und Entscheidung 
vorzulegen. 
 

6. Die Verwaltung wird beauftragt, die Einführung eines Eigenbetriebes zu prüfen. 
 
 
Abstimmung: einstimmig beschlossen  Ja: 31  Nein: 0 
 
 
12 Jahresanmeldung Städtebauförderung 2015 für das Städtebauförderungs- 

programm "Soziale Stadt" 
 

Beschluss: 
 
Der Stadtrat beschließt: 
 
1. Für das Programmjahr 2015 werden im Städtebauförderungsprogramm „Soziale Stadt“ 

förderfähige Gesamtkosten in Höhe von 125.000 € angemeldet. 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, die entsprechenden Anträge bei der Regierung von Mit-
telfranken einzureichen. 

 
2. Die Verwaltung wird beauftragt, die entsprechenden Mittel für die im Städtebauförde-

rungsprogramm „Soziale Stadt“ angemeldeten Maßnahmen im Haushaltsentwurf 2015 
anzumelden. Über die einzelnen Maßnahmen sind jeweils vom zuständigen Gremium 
Einzelbeschlüsse unter Vorbehalt der Finanzierung zu fassen. 

 
 
Abstimmung: einstimmig beschlossen Ja: 31  Nein: 0   
 
 
Abstimmung: einstimmig beschlossen Ja: 31  Nein: 0   
 
 
 
12.1 Jahresanmeldung Städtebauförderung 2015 für das Städtebauförderungspro-

gramm  "Aktive Stadt- und Ortsteilzentren" 
 

Beschluss: 
 
Der Stadtrat beschließt: 
 
1. Für das Programmjahr 2015 werden im Städtebauförderungsprogramm „Aktive Stadt und 

Ortsteilzentren“ förderfähige Gesamtkosten in Höhe von 585.000 € angemeldet. 
 

Die Verwaltung wird beauftragt, die entsprechenden Anträge bei der Regierung von Mittel-
franken einzureichen. 

 
2. Die Verwaltung wird beauftragt, die entsprechenden Mittel für die im Städtebauförde-

rungsprogramm „Aktive Stadt- und Ortsteilzentren“ angemeldeten Maßnahmen im Haus-
haltsentwurf 2015 anzumelden. Über die einzelnen Maßnahmen sind jeweils vom zustän-
digen Gremium Einzelbeschlüsse unter Vorbehalt der Finanzierung zu fassen. 

 
 
Abstimmung: einstimmig beschlossen Ja: 31  Nein: 0   
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13 Laufer Breitbandinitiative; 

Interkommunale Zusammenarbeit mit Nachbargemeinden beim Breitbandausbau 
 

Beschluss: 
 

Der Stadtrat beschließt, beim Breitbandausbau im gesamten Gemeindegebiet, sofern tech-
nisch und wirtschaftlich sinnvoll, mit den Nachbargemeinden im Rahmen des Bayerischen 
Förderprogramms (Breitbandrichtlinie, in Kraft getreten am 10.07.2014) interkommunal zu-
sammenzuarbeiten. Dadurch steht der Stadt Lauf a.d. Pegnitz und den Kooperationspartnern 
bei Erreichung des Förderhöchstbetrages eine zusätzliche Fördersumme von 50.000 Euro 
zur Verfügung. 
Die Verwaltung wird beauftragt, in Abstimmung mit den Nachbargemeinden die nötigen Ko-
operationsvereinbarungen abzuschließen.  
 
 
Abstimmung: einstimmig beschlossen Ja: 31  Nein: 0   
 
 
 
14 Laufer Breitbandinitiative, 

Festlegung der Erschließungsgebiete und Einstieg in das Auswahlverfahren 
 
Vorsitzender gibt einige Informationen zu den Förderkriterien und bittet darum, einen Be-
schluss zu fassen, ohne Bindungen für den Haushalt. Spätestens bis zu den Erkenntnissen 
der Ausschreibungsergebnisse wird der Sachstand zur Beratung vorgelegt. 
 
Herr Zwick trägt noch eine kurze Erläuterung vor. Am 01.08.2014 ist die Stadt Lauf in das 
Förderverfahren eingestiegen und die Markterkundung zwischenzeitlich abgeschlossen. Die 
Telekom hat sich bereit erklärt, noch einige Ortsteile bzw. die Industriestraße sowie Schön-
berg, Weigenhofen bis Veldershof eigenwirtschaftlich auszubauen. Somit liegen Erschlie-
ßungsgebiete vor, die in das Förderprogramm aufgenommen werden hätten müssen. Hub 
war nicht integriert und aufgrund der Kosten stellt sich die Frage, ob es Sinn macht, einen so 
kleinen Ortsteil anzubinden. Dieser Ortsteil wird nun als separates Los definiert, um dann die 
Möglichkeit zu haben, eine Entscheidung zu treffen. Bis zum Ende der Ausschreibung be-
steht die Gelegenheit, gesamt aus dem Auswahlverfahren auszusteigen oder einzelne Lose 
herauszunehmen und diese eventuell später auszubauen. Der Kooperationsvertrag mit der 
Marktgemeinde Eckental liegt bereits unterschrieben vor. Dadurch erhält Lauf 50.000 Euro 
mehr Fördergelder. 
 
Nach einigen Rückfragen und einer kurzen Diskussion innerhalb des Gremiums bittet Herr 
Stadtrat Dr. Tiedtke darum, diesen Punkt auf die Januar-Sitzung zu verschieben, da noch 
Klärungsbedarf besteht.  
 

Beschluss: 
 
Der Stadtrat beschließt: 
 
Der Tagesordnungspunkt „Laufer Breitbandinitiative – Festlegung der Erschließungsgebiet 
und Einstieg in das Auswahlverfahren“ wird in die Stadtratssitzung im Januar 2015 verlegt. 
 
Abstimmung: mehrheitlich beschlossen Ja: 16  Nein: 15   
 
 
Vorsitzender kann das Verhalten nicht verstehen und Herr Stadtrat Kern beantragt einen 
Wiedereintritt in die Diskussion. 
 
Die Mehrheit des Gremiums ist dafür, wieder in die Diskussion einzusteigen.  
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Herr Stadtrat Auernheimer ist der Ansicht, sich durch dieses Verhalten heute eine Möglich-
keit zu versperren, der Bevölkerung am Land endlich schnelles Internet zu geben. Die SPD 
wird dieses nicht mittragen. 
 
Herr Stadtrat Dr. Tiedtke sieht dies nicht so. Es besteht noch Aufklärungsbedarf und Wunsch 
einer besseren Vorbereitung.  
 
Herr Stadtrat Kern ist der Meinung, dass die Angelegenheit heute entschieden werden kann. 
Die Spielräume sind eng und die Stadt hat wenige Möglichkeiten, die Förderrichtlinien zu 
beeinflussen. Er ist nicht bereit, bevor eine bessere Lösung unterbreitet werden kann, aus 
dem jetzigen Förderverfahren auszusteigen. Er bittet darum, das Förderverfahren fortzuset-
zen und bei der nächsten Auftragsvergabe insgesamt zu entscheiden, was machbar ist. Er 
plädiert deshalb dafür, alles offen zu halten bis zum nächsten Beschluss. Damit wäre allen 
Rechnung getragen und die Landbevölkerung könnte informiert werden, dass ihr dringendes 
Anliegen auf schnelles DSL weiter verfolgt wird. 
 
Frau Neidl berichtet, dass der Markt Eckental bereits in das Verfahren eingestiegen ist und 
die Stadt Lauf muss innerhalb von zwei Monaten dasselbe tun, sonst geht der Zuschuss von 
50.000 Euro verloren. Es wurde mehrmals mit der Regierung Rücksprache gehalten im 
Rahmen der Förderrichtlinien. Die Verwaltung ist nicht verpflichtet, nach Durchführung diese 
Ausschreibung zu vergeben. Die Stadt vergibt sich nichts, wenn sie in das Verfahren ein-
steigt. Es wird nur Zeit verloren, wenn die Entscheidung auf Januar vertagt wird. Alles ande-
re kann parallel dazu weiter untersucht werden.  
 
Herr Zwick bittet an die Bürger in den Ortsteilen zu denken und den Ausbau voranzutreiben. 
 
Vorsitzender findet es nicht gut, sich diese Option zu verbauen. Es ist nicht vermittelbar und 
würde den Ortsteilen erheblichen wirtschaftlichen Schaden zuführen. 
 
Nach einigen weiteren Rückfragen, die durch Herrn Zwick beantwortet werden,  
bittet Herr Stadtrat Dr. Tiedtke aufgrund der nun vorliegenden Erkenntnisse, den Verta-
gungsbeschluss aufzuheben. 
 

Beschluss: 
 
Der Stadtrat beschließt: 
 
Der Vertagungsbeschluss wird aufgehoben. 
 
Abstimmung: einstimmig beschlossen Ja: 31  Nein: 0   
 
 
Herr Stadtrat Ochs führt aus, dass bisher beim Thema DSL nur Fehlentscheidungen getrof-
fen wurden. Nun werden derartige Förderverfahren angeschoben, ohne genau die Kosten zu 
wissen und wie es technisch umsetzbar ist. Dies ist keine Grundlage. Man sollte sich der 
Tragweite seines Handelns bewusst sein. 
 
Herr Stadtrat Auernheimer äußert, dass es in der Verantwortung der CSU liegt, sich mit der 
Technik auseinander zu setzen, wenn man sie interpretieren will. Die CSU sollte keine Aus-
schreibungen verhindern, die genau diese Technik darlegen und eine Berechnungsgrundla-
ge geben. 
 
Frau Stadträtin Vogel stellt einen Antrag zur Geschäftsordnung auf Ende der Debatte und 
einen Beschluss zu fassen. 
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Beschluss: 

 
Der Stadtrat beschließt: 
 
Die Debatte zum vorgenannten Tagesordnungspunkt wird beendet. 
 
Abstimmung: mehrheitlich beschlossen Ja: 30  Nein: 1   
 
 

Beschluss: 
 
Der Stadtrat beschließt: 
 
Die Erschließungsgebiete werden in folgende vier Lose aufgeteilt und so im Auswahlverfah-
ren ausgeschrieben: 
 
Los1:  Bullach, Simonshofen, Beerbach, Neunhof, Tauchersreuth, Oedenberg, Simmelberg, 

Günthersbühl, Nuschelberg, Dehnberg, Kuhnhof 
Los 2: Wetzendorf, Letten Ost 
Los 3:  Hub 
Los 4:  Letten West (nördlich der Autobahn) 
 
Es werden Übertragungsraten von mindestens 50 Mbit/s im Download für einen Teil und 
nicht weniger als 30 Mbit/s für alle möglichen Endkunden gefordert. 
Alternativ werden Angebote für den Breitbandausbau mit Übertragungsraten von 100 Mbit/s 
ausgeschrieben. 
 
Die Karte der Erschließungsgebiete ist Bestandteil des Beschlusses und der Sitzungsnieder-
schrift als Anlage beigefügt. 
 
 
Abstimmung: einstimmig beschlossen Ja: 31  Nein: 0   
 
 
 
 
Ende der Sitzung im öffentlichen Teil: 21:34 Uhr 
 
 
Stadt Lauf a.d. Pegnitz, den 03.12.2014 
 
Stadtverwaltung 
 
Der Vorsitzende 
 
 
 
 

   Schriftführerin 
 

Benedikt Bisping 
Erster Bürgermeister 

   Schönwald 
Verw.Ang. 
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